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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Beim Paket «Nachführung» schlossen sich beide Kommissionen dem
Bundesratsvorschlag für einen umfassenden Grundrechtskatalog an. Sie waren sich
einig, dass in dieser Nachführung auch Platz für bestimmte konsensfähige Neuerungen
sein soll. So nahmen sie ein explizites Diskriminierungsverbot auf, in dem die
wichtigsten Tatbestände möglicher Diskriminierung (Rasse, Geschlecht, Religion etc.)
beispielhaft aufgeführt sind. In einigen Bereichen der Grundrechte schwächte die
ständerätliche Kommission die Version des Bundesrates leicht ab; so etwa bei der
Garantie des Redaktionsgeheimnisses und des Streikrechts. An der von Wirtschaftsseite
bekämpften Aufnahme von Sozialzielen in die Verfassung hielten beide Kommissionen
fest, allerdings auch am Zusatz, dass daraus keine direkt anwendbaren Ansprüche auf
staatliche Leistungen abgeleitet werden können. In der Gesamtabstimmung passierte
die Nachführung deutlich, wenn sich auch in der nationalrätlichen Kommission fünf der
neun SP-Kommissionsmitglieder der Stimme enthielten. Diese Unzufriedenheit der
Linken und die über hundert Minderheitsanträge kündigten an, dass die Debatte längst
nicht abgeschlossen ist. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.1997
HANS HIRTER

Bei den Grundrechten gaben namentlich das Diskriminierungsverbot und das
Streikrecht zu reden. Bei ersterem ging die Auseinandersetzung nicht um das Verbot
der Diskriminierung an sich, sondern um die Frage, ob die Gruppen, welche namentlich
nicht diskriminiert werden dürfen, einzeln exemplarisch zu nennen seien, und wenn ja,
welche dazugehören würden. Der Ständerat entschied sich gegen eine Aufzählung. Die
CVP und die Linke setzten sich im Nationalrat hingegen erfolgreich für eine – nicht
abschliessende – Aufzählung ein, da damit auch ein Signal an die Bevölkerung zugunsten
dieser Gruppen ausgesendet werde. Der Ständerat fügte sich in der
Differenzbereinigung diesem Entscheid. Das Recht auf Streik und Aussperrung (mit der
Einschränkung, dass sie Arbeitsbeziehungen betreffen und keine vertraglichen
Friedenspflichten verletzen dürfen) wurde vom Ständerat mit dem Argument
gestrichen, dass dieses Recht zwar durch die Rechtsprechung gewährleistet sei, ihm
aber kein Grundrechtscharakter zukomme. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Formel
setzte sich im Nationalrat jedoch gegen einen namentlich von der SVP und einer
Mehrheit der FDP getragenen Streichungsantrag mit 91:67 Stimmen durch. In der
Differenzbereinigung gab der Ständerat insofern nach, als er zwar kein Grundrecht auf
Streik anerkannte, aber diesen unter den erwähnten Bedingungen für zulässig erklärte.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Jahresrückblick 2020: Rechtsordnung

Die innere und äussere Sicherheit der Schweiz waren im Kapitel Rechtsordnung
aufgrund der fortwährenden internationalen Terrorismusgefahr auch 2020 dominante
Themen. So verabschiedeten die eidgenössischen Räte gleich drei Gesetzesvorlagen zur
Umsetzung der Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekämpfung. Erstens wurden mit
der Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalität das Übereinkommen des Europarates zur Verhütung des
Terrorismus und das dazugehörige Zusatzprotokoll umgesetzt. Damit sind neu bereits
bestimmte Handlungen im Vorfeld eines geplanten terroristischen Aktes strafbar,
insbesondere das Anwerben und Ausbilden von Terroristinnen und Terroristen, das
Reisen für terroristische Zwecke (sog. Dschihadreisen) und die entsprechende
Finanzierung. Das Vorläuferstoffgesetz reguliert zweitens den Zugang von
Privatpersonen zu bestimmten Chemikalien, die zur Herstellung von Sprengstoff
missbraucht werden können. Das dritte und umstrittenste der drei neuen
Antiterrorgesetze war das Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung
von Terrorismus (PMT), auf dessen Grundlage die Polizei präventiv gegen terroristische
Gefährderinnen und Gefährder vorgehen kann. Die PMT umfassen unterschiedlich

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
KARIN FRICK
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starke Freiheitseinschränkungen von einer Meldepflicht bis zum Hausarrest und können
gegen potenziell gefährliche Personen verhängt werden. Die Gegnerschaft sah damit
den Rechtsstaat in Gefahr, weil die betroffenen Personen keine Straftat begangen
hätten und die Massnahmen aufgrund blosser Indizien angeordnet würden. Die Jungen
Grünen, die Juso und die Junge GLP ergriffen zusammen mit der Piratenpartei und dem
Chaos Computer Club das Referendum gegen das Gesetz und begannen im Oktober mit
der Unterschriftensammlung. Neben dem Parlament beschäftigte sich auch das
Bundesstrafgericht mit der terroristischen Bedrohung, indem es mehrere Prozesse
wegen der Unterstützung terroristischer Aktivitäten führte.

Unabhängig von der spezifisch terroristischen Bedrohung trieb das Parlament die
Informationssicherheit des Bundes weiter voran, indem es die bereits 2017
begonnenen Beratungen zum Informationssicherheitsgesetz fortführte und in der
Wintersession 2020 zum Abschluss brachte. Im Februar erschütterte überdies die
sogenannte Crypto-Affäre die Schweizer Politlandschaft, als bekannt wurde, dass die
Zuger Firma Crypto AG über Jahrzehnte von der CIA und dem BND manipulierte
Chiffriergeräte in alle Welt verkauft hatte. Über Wochen wurde in den Medien
gemutmasst, wer wie viel darüber wusste, welche Rolle der NDB, die Armee, die
Bundesanwaltschaft, das Fedpol und der Bundesrat gespielt hatten und inwiefern sich
die Schweizer Behörden und einzelne Führungsfiguren damit zu Komplizen
ausländischer Nachrichtendienste gemacht hatten. Die ausgiebige Berichterstattung
liess die Anzahl Zeitungsartikel im Themenbereich innere und äussere Sicherheit im
Februar denn auch markant nach oben schnellen, während er über das ganze Jahr 2020
im Vergleich mit den Vorjahren medial eher schwach abgedeckt war (vgl. Abb. 1: Anteil
Zeitungsberichte pro Monat und Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). Das
Ansinnen der Grünen und der sozialdemokratischen Fraktion, zur Aufarbeitung der
Ereignisse rund um die Crypto AG eine PUK einzusetzen, scheiterte vorerst am
Widerstand des Büros-NR, das den beiden entsprechenden parlamentarischen
Initiativen im November keine Folge gab. Es erachtete die Untersuchung der GPDel, die
kurz zuvor ihren Bericht veröffentlicht hatte, als ausreichend.

Im Bereich Strafrecht schlossen die eidgenössischen Räte den ersten Teil der Revision
der Strafprozessordnung ab. Die Bestimmungen zur Sicherheitshaft wurden infolge
einer Verurteilung der Schweiz durch den EGMR als dringend revidierungsbedürftig
eingestuft und der Revision der gesamten Strafprozessordnung deshalb zeitlich
vorgezogen. Auch zum zweiten laufenden, umfassenden Revisionsprojekt im Strafrecht,
der Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs (BT), nahm das Parlament die
Beratungen in Angriff. Hauptbestandteil der BT-Revision bildet die Harmonisierung der
Strafrahmen, mit der die im Strafgesetzbuch aus den 1940er-Jahren angedrohten
Strafen mit den heutigen Werthaltungen in Einklang gebracht und deren Verhältnis
zueinander neu ausgelotet werden sollen. Die von der Öffentlichkeit mit Spannung
erwartete Anpassung der sexualstrafrechtlichen Normen wurde vorerst jedoch weiter
aufgeschoben, da der Ständerat diese Bestimmungen im Einvernehmen mit dem
Bundesrat in einen separaten Entwurf auslagerte, der zuerst noch in die
Vernehmlassung gegeben werden soll.

Im Bereich Zivilrecht verabschiedete das Parlament sowohl die erste Etappe der
Erbrechts-Revision, mit der durch die Verkleinerung der Pflichtteile die
Verfügungsfreiheit von Erblasserinnen und Erblassern erhöht wird, als auch die
Änderung des Zivilgesetzbuches zur einfacheren Änderung des Geschlechts im
Personenstandsregister für Menschen mit Transidentität oder einer Variante der
Geschlechtsentwicklung. Betreffend das internationale Privatrecht wurden die Normen
über die internationale Schiedsgerichtsbarkeit modernisiert, um die Schweiz als
internationalen Schiedsplatz attraktiv zu halten.

Mit dem Datenschutzgesetz fand ein weiteres, grosses Gesetzgebungsprojekt 2020
seinen Abschluss. Knapp vier Jahre nach dem Beginn der Vernehmlassung und drei
Jahre nach Beginn der parlamentarischen Beratung stimmten die eidgenössischen Räte
dem Antrag der Einigungskonferenz zu und brachten damit das hart umkämpfte
Geschäft in trockene Tücher. Umstritten waren vor allem die Voraussetzungen, unter
denen das sogenannte Profiling, d.h. die Verknüpfung von Daten zur Erstellung von
Persönlichkeitsprofilen, zulässig ist. Im Sinne eines Kompromisses setzte sich ein
risikobasierter Ansatz durch, der strengere Voraussetzungen, wie beispielsweise die
ausdrückliche Einwilligung der betroffenen Person, stellt, wenn die Datenverknüpfung
die Beurteilung wesentlicher Aspekte der Persönlichkeit der betroffenen Person
ermöglicht. Damit hat die Schweiz nun ein modernes Datenschutzrecht, das nach
Einschätzung des Bundesrates und des Parlaments dem Datenschutzniveau der EU

01.01.65 - 01.01.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



gleichwertig sein sollte. Der diesbezügliche Äquivalenzbeschluss, der wie ein
Damoklesschwert über den Verhandlungen hing und der eigentlich für 2020
angekündigt war, ist indes noch ausstehend.

Die Corona-Krise wurde im Kapitel Rechtsordnung vor allem in zwei Dimensionen
sichtbar. Einerseits wurde die Einführung der Corona-Warn-App «SwissCovid» von
einer ausführlichen Datenschutz-Diskussion begleitet. Andererseits gab es im ganzen
Land zahlreiche Demonstrationen gegen die und trotz der Massnahmen zur
Eindämmung der Pandemie. Gegen die Corona-Massnahmen wurde ab Anfang Mai
demonstriert, weil sich die Bürgerinnen und Bürger in ihren Grundrechten
eingeschränkt sahen, nicht zuletzt gerade durch das Versammlungsverbot. Menschen,
die nicht an die Gefährlichkeit des Virus glaubten, wehrten sich so gegen die aus ihrer
Sicht ungerechtfertigten Freiheitsbeschränkungen. Der Pandemie zum Trotz
demonstrierten im Juni – in Folge der antirassistischen Proteste in den USA als
Reaktion auf den durch Polizeigewalt verursachten Tod des Afroamerikaners George
Floyd – auch in den Schweizer Städten Tausende unter dem Motto «Black Lives Matter».
Die Ereignisse lösten eine grosse gesellschaftliche Debatte über strukturellen
Rassismus in der Schweizer Gesellschaft aus, die sich um systematische
Benachteiligung nichtweisser Menschen, Polizeigewalt und Racial Profiling, und nicht
zuletzt auch um die umstrittene Bezeichnung einer Süssigkeit drehte. Diese Debatte
machte zusammen mit der Grundrechtsdiskussion um die Corona-Massnahmen die
Bürgerrechte über den Sommer zum in der Presse meistdiskutierten Themenfeld des
Kapitels Rechtsordnung (vgl. Abb. 1: Anteil Zeitungsberichte pro Monat). Über das ganze
Jahr zeichnete zudem der Themenbereich innere Konflikte und Krisen für einen
deutlich höheren Anteil an der Zeitungsberichterstattung verantwortlich als in den
Vorjahren (vgl. Abb. 2: Anteil Zeitungsberichte pro Jahr). 2

In der Wintersession 2023 lehnte der Ständerat die Motion Binder-Keller (mitte, AG) ab,
die zum Ziel hatte, Nazisymbolik im öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Er
folgte damit, anders als der Nationalrat, der Empfehlung des Bundesrates und nahm
stattdessen eine Kommissionsmotion der RK-SR an, die den Wirkungsbereich des
Verbotes auf weitere extremistische, gewaltverherrlichende und
rassendiskriminierende Symbole ausweiten und es der Regierung überlassen will, ob
das Verbot in einem Spezialgesetz oder im Strafgesetzbuch umzusetzen sei. Die
Motionärin plädierte vergeblich dafür, beide Motionen anzunehmen und so dem Verbot
von nationalsozialistischer Symbolik konkret Schub zu verleihen sowie den
vorangegangenen Bericht des Bundesrates gebührend zu berücksichtigen. Die enge
Umsetzungsvorgabe der Motion sei zudem bewusst gewählt, um die nach Artikel 1 StGB
erforderliche klare Definition zu gewährleisten. Eine Mehrheit war jedoch davon
überzeugt, dass der Antrag der Kommission die genannte Forderung genügend mit
einschliesse und hiess die Kommissionsmotion mit 23 zu 16 Stimmen bei 3
Enthaltungen gut. Die Gegenstimmen stammten von Mitte-Links, welche die Motion
Binder-Keller überweisen wollten. 3

MOTION
DATUM: 20.12.2023
LUKAS LÜTOLF

Äussere Sicherheit

Sur le point de demander une troisième révision de son procès, le brigadier Jeanmaire,
condamné pour espionnage en 1977, est décédé en début d'année. L'affaire n'est
néanmoins pas close, son fils ayant décidé de poursuivre cette procédure. 4

ANDERES
DATUM: 31.01.1992
SERGE TERRIBILINI

Die Grüne Fraktion forderte mit einer im Juni 2017 eingereichten parlamentarischen
Initiative die Einsetzung einer PUK für die Aufklärung der Spionageaffäre um Daniel M.
Die PUK sollte die Rollen von mutmasslich in den Fall involvierten Akteuren und
Institutionen (Nachrichtendienst, Bundesrat, Bundeskriminalpolizei/Fedpol,
Bundesanwaltschaft, GPDel) gründlich durchleuchten. Im Mai 2017 hatte die GPDel
angekündigt, den Fall «Daniel M.» im Rahmen einer Inspektion vertiefter zu
untersuchen. Die Grüne Fraktion war jedoch der Meinung, die GPDel könne eine
Aufklärung der Affäre nicht mehr glaubwürdig vornehmen, nachdem einzelne Mitglieder
der GPDel sich öffentlich mit widersprüchlichen Angaben zur Affäre positioniert hätten
und nachdem gemäss verschiedenen Medienquellen die GPDel den Einsatz von Daniel
M. selber gutgeheissen habe. Stattdessen müsse die GPDel selbst kritisch untersucht
werden, forderten die Initianten. 
Das Büro des Nationalrates sprach im Rahmen der Prüfung der Initiative mit dem

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2018
ELIA HEER

01.01.65 - 01.01.24 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Präsidenten der GPDel, Ständerat Alex Kuprecht (svp, SZ). Dieser habe laut dem Büro
glaubhaft aufzeigen können, dass die GPDel sowohl über den notwendigen
Sachverstand als auch die Kompetenzen verfüge, um die Untersuchung zügig und seriös
zu führen. Der im März 2018 veröffentlichte Bericht der GPDel bestätigte diesen
Eindruck in den Augen des Büros und es empfahl deshalb die Ablehnung der
parlamentarischen Initiative. Auch der Fraktionspräsident der Grünen, Balthasar Glättli
(ZH), zeigte sich zufrieden ob der Arbeit der GPDel, die entgegen der Befürchtungen
der Grünen sehr gute Arbeit geleistet habe. Die Grünen zogen ihre Initiative daraufhin
im Sommer 2018 zurück. 5

Anfang November 2020 verabschiedete die GPDel ihren Inspektionsbericht zum Fall
Crypto AG und bat den Bundesrat um Stellungnahme zu den darin formulierten
Ausführungen und Empfehlungen innert sechs Monaten. Der Bericht zeigte auf, dass
der Strategische Nachrichtendienst, eine Vorgängerorganisation des NDB, ab 1993
gewusst hatte, dass ausländische Nachrichtendienste hinter der Crypto AG standen und
dass die Firma sogenannte «schwache» Chiffriergeräte, deren Verschlüsselung mit
realistischem Aufwand zu brechen war, exportierte. Im darauffolgenden Zeitraum sei
von nachrichtendienstlicher Zusammenarbeit auszugehen, sodass der NDB als
Nutzniesser der CIA-Operation «Rubikon» durch die Crypto AG anzusehen sei. Damit
liege aber kein verbotener Nachrichtendienst vor, denn es sei grundsätzlich zulässig,
dass der NDB und ausländische Dienste gemeinsam ein Unternehmen in der Schweiz
nutzten, um Informationen über das Ausland zu beschaffen. Es sei auch nicht davon
auszugehen, dass die Crypto AG den Schweizer Behörden jemals «schwache»
Verschlüsselungsgeräte geliefert habe. Dies zeige aber, wie wichtig es sei, dass die
Schweizer Behörden die Sicherheit dieser Geräte überprüfen oder gar deren
Konzeption mitbestimmen könnten, betonte die GPDel. So gesehen sei es nicht
verantwortbar, dass der Bund Verschlüsselungslösungen von ausländischen Lieferanten
beziehe; der Bundesrat habe der Wichtigkeit einheimischer Lieferanten für die
Verschlüsselungstechnik nicht die nötige Beachtung geschenkt.
Insbesondere erachtete es die GPDel angesichts der politischen Tragweite als falsch,
dass die VBS-Führung erst Ende 2019 über die Rolle der Crypto AG in Kenntnis gesetzt
worden war. Sie sah darin nicht zuletzt einen Mangel an Führung und Aufsicht durch
den Bundesrat, womit dieser eine Mitverantwortung für den jahrelangen Export von
manipulierten Chiffriergeräten durch die Crypto AG trage. Weil keiner der Vorgänger
Viola Amherds durch die NDB-Führungsriege, die offenbar selbst entschied, wer was zu
wissen brauchte, über die Vorgänge informiert worden war, war von einem «Staat im
Staat» und einem «Eigenleben» des NDB in der Presse zu lesen. Ebenso thematisiert
wurde der problematische Umgang des NDB mit historischen Dokumenten: Wie die
GPDel berichtete, wurden nur durch einen «Glücksfall» die entscheidenden Akten zur
Aufklärung der Crypto-Affäre in einem alten Kommandobunker aufbewahrt – und dort
auch gefunden.
Mit der Sistierung der Generalausfuhrbewilligungen für Chiffriergeräte der Crypto
International AG, einer Nachfolgefirma der Crypto AG, im Dezember 2019, habe das
WBF schliesslich widerrechtlich gehandelt, da die gesetzlichen Voraussetzungen für
einen Widerruf nicht erfüllt gewesen seien; es habe damit lediglich versucht,
ungünstige Medienberichterstattung zu vermeiden. Diese Rüge der GPDel ging in erster
Linie an den amtierenden WBF-Vorsteher Guy Parmelin, der sich damit «prophylaktisch
dem medialen Druck gebeugt» (NZZ) und dadurch im Bestreben, den Ruf der Schweiz
als Technologiestandort und neutraler Staat zu wahren, falsche Entscheidungen
getroffen habe, so das Urteil der Medien. Die darauffolgende Blockade der
Einzelausfuhrgesuche durch den Bundesrat verstiess nach Einschätzung der GPDel
gegen Treu und Glauben, da keine rechtlichen Gründe gegen deren Bewilligung
gesprochen hätten. Dazu veranlasst hatte den Bundesrat eine Strafanzeige gegen die
Crypto International AG, die das Seco eingereicht hatte, weil es einen Verstoss gegen
Deklarationspflichten des Güterkontrollrechts vermutete. Aus Sicht der GPDel
entbehrte diese jedoch einer sorgfältig erstellten Faktenlage und Argumentation und
war «kein geeignetes Mittel, um auf den Fall Crypto AG zu reagieren». Damit sei die
Strafanzeige lediglich ein Versuch gewesen, «sich der politischen Verantwortung zu
entledigen» und die Bewältigung des Falles der Justiz zu überlassen.
Am Ende des Berichts formulierte die GPDel zwölf konkrete Empfehlungen an die
Bundesbehörden, was zur Bewältigung der Crypto-Affäre und zur Vermeidung ähnlicher
Fehler in Zukunft getan werden soll. Diese enthielten sowohl konkrete Schritte wie die
Bewilligung aller Ausfuhrgesuche der Crypto International AG und der Einstellung des
Strafverfahrens gegen dieselbe als auch Massnahmen zur Verbesserung der
Kommunikation innerhalb und zwischen den involvierten Bundesbehörden. 6

BERICHT
DATUM: 02.11.2020
KARIN FRICK
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Im März 2020 reichten die Grüne (Pa.Iv. 20.403) und die sozialdemokratische Fraktion
(Pa.Iv. 20.404) je eine parlamentarische Initiative ein, mit der sie die Einsetzung einer
PUK zur Aufarbeitung der Crypto-Affäre forderten. Während die Grüne Fraktion als
Begründung anführte, die umfassende Aufklärung der Crypto-Affäre liege im Interesse
der Rechtsstaatlichkeit, der Souveränität und der Neutralität der Schweiz, führte die
SP-Fraktion in ihrer Begründung eine Vielzahl an Fragen auf, die es zu klären gelte.
Konkret verlangte sie die Beleuchtung von sechs Themenkomplexen: Komplizenschaft
des NDB, Rolle der Armee, Rolle der Bundesanwaltschaft, Rolle des Fedpol und dessen
Zusammenarbeit mit dem NDB, Rolle weiterer Bundesbehörden sowie Verantwortung
des Bundesrates.
Das Büro des Nationalrates lehnte das Begehren der beiden Fraktionen im November
mit 8 zu 5 Stimmen ab. Nach Anhörung der beiden initiierenden Fraktionen, des GPDel-
Präsidenten und einer Vertretung des Bundesrates sei es zur Ansicht gelangt, dass der
kurz zuvor veröffentlichte Untersuchungsbericht der GPDel die aufgeworfenen Fragen
beantwortet habe, gab es per Medienmitteilung bekannt. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.11.2020
KARIN FRICK

Nachdem das Büro-NR die beiden parlamentarischen Initiativen der Grünen (20.403)
und der SP-Fraktion (20.404) für die Einsetzung einer PUK zur Aufarbeitung der
Crypto-Affäre im November 2020 mit 8 zu 5 Stimmen abgelehnt hatte, befasste sich in
der Frühjahrssession 2021 der Nationalrat damit. Neben dem ablehnenden Antrag der
Mehrheit lagen ihm auch zwei Minderheitsanträge für die Annahme der beiden
Initiativen vor. Die Vertreterinnen und Vertreter der SP und der Grünen, die im
Ratsplenum für Folgegeben plädierten, attestierten der GPDel zwar gute Arbeit, sahen
in deren Bericht aber einige Fragen unbeantwortet, insbesondere jene, ob die Schweiz
mit dem Vorgehen im Fall Crypto AG die Neutralität verletzt habe. Im «vielleicht
grössten aussenpolitischen Skandal der jüngeren Schweizer Geschichte», wie Roger
Nordmann (sp, VD) die Crypto-Affäre bezeichnete, habe die Öffentlichkeit Transparenz
verdient, so Aline Trede (gp, BE). Es sei wichtig für die Glaubwürdigkeit der Schweiz,
«dass das Parlament alles getan hat, um den Sachverhalt aufzuklären», ergänzte Edith
Graf-Litscher (sp, TG). Demgegenüber argumentierte die Mehrheit des Büros, eine PUK
würde keine neuen Erkenntnisse bringen, weil alle Dokumente und Akten bereits von
der GPDel aufgearbeitet worden seien. Der Nationalrat folgte mit 123 zu 66 bzw. 122 zu
67 Stimmen dem Mehrheitsantrag und gab den beiden Initiativen keine Folge. Die
Minderheiten hatten – mit Ausnahme von Pirmin Schwander (svp, SZ), der der SP-
Initiative zustimmte – ausserhalb der initiierenden Fraktionen kein Gehör gefunden.
Damit ist die Forderung nach einer PUK zur Crypto-Affäre vom Tisch. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2021
KARIN FRICK

Grundrechte

Damit die Schweiz der Konvention der UNO gegen Rassendiskriminierung beitreten
kann, ist eine Teilrevision des Strafgesetzbuchs (StGB) erforderlich. Rassistisch
motivierte Körperverletzungen oder der Aufruf zu Gewalt gegen Menschen anderer
Hautfarbe sind zwar aufgrund der bestehenden Gesetze strafbar. Andere, subtilere
Formen der Diskriminierung können heute jedoch noch nicht geahndet werden. Ende
Dezember gab der Bundesrat eine entsprechende Vorlage in die Vernehmlassung. Diese
sieht im wesentlichen vor, dass die Verbreitung von Theorien, welche die Überlegenheit
einer Rasse behaupten, sowie gewisse diskriminierende Handlungen resp. der Aufruf
dazu, wie z.B. die Verweigerung einer öffentlich angebotenen Leistung, unter Strafe
gestellt werden sollen. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.12.1989
HANS HIRTER

Die Vorlage des Bundesrates über den Beitritt der Schweiz zur UNO-Konvention gegen
Rassendiskriminierung und die damit verbundene Revision des Strafgesetzbuchs fand
in der Vernehmlassung mehrheitlich positive Aufnahme. Die FDP machte allerdings die
Einschränkung, dass sie eine Gesetzesrevision nicht für erforderlich halte, da die
entsprechenden Delikte aufgrund der bestehenden Normen ausreichend verfolgt
werden können. Entschiedene Opposition meldeten hingegen die Schweizer
Demokraten (vormals NA) sowie die von Nationalrat Blocher (svp, ZH) präsidierte Aktion
für eine neutrale und unabhängige Schweiz (AUNS) an. Die SD sehen vor allem das Recht
auf freie Meinungsäusserung gefährdet, für die AUNS besteht für die Schweiz kein
Anlass, UNO-Konventionen beizutreten. Die Überprüfung dieser Einwände führte dazu,
dass der Bundesrat die Vorlage entgegen seiner ursprünglichen Ankündigung im
Berichtsjahr noch nicht dem Parlament vorlegen konnte. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.12.1990
HANS HIRTER
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Die geplante neue Strafnorm gegen rassistisches und fremdenfeindliches Verhalten
verzögerte sich weiter. Da sich die Verwaltung nach eigenem Bekunden mit der
Ausformulierung schwer tat, und insbesondere Mühe hatte, einen juristisch
einwandfreien Kompromiss zwischen strafbaren Handlungen einerseits und dem
Grundsatz der Meinungsäusserungsfreiheit andererseits zu finden, konnte der
Bundesrat die Botschaft auch 1991 noch nicht verabschieden. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.08.1991
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament den Beitritt zum Internationalen
Übereinkommen von 1965 zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung. Um
der von dieser Übereinkunft verlangten Bestrafung von rassistischen Handlungen zu
genügen, schlug er auch eine Ergänzung des Strafgesetzbuchs vor. Damit sollen
rassistische Propaganda, öffentliche Aufrufe zu Hass und Diskriminierung sowie
rassistisch motivierte Angriffe auf die Menschenwürde bestraft werden. Untersagt wird
im weiteren die Verweigerung öffentlich angebotener Leistungen (d.h. insbesondere
die Benutzung von Verkehrsmitteln resp. der Besuch von Gaststätten, Hotels oder
Veranstaltungen) aus rassistischen Gründen. Protest gegen das Projekt, das in der
Vernehmlassung noch recht umstritten gewesen war, kam insbesondere von der
"Nationalen Koordination", einer Vereinigung von 17 rechtsextremen Gruppierungen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.1992
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte in der Dezembersession sowohl dem Beitritt zum
Rassendiskrimierungsabkommen als auch der zugehörigen Revision des Strafrechts mit
deutlicher Mehrheit zu. Vergeblich hatten die Fraktionen der AP und der SD/Lega die
Vorlage als unzulässiges Zensurinstrument bekämpft und Rückweisung beantragt. In der
Debatte wurde konkretisiert, dass das Diskriminierungsverbot für öffentlich
angebotene Leistungen auf den Abschluss von Anstellungs- und Mietverträgen keine
Anwendung finden soll. Als Ergänzung beschloss der Nationalrat die Schaffung einer
Ombudsstelle gegen Rassismus und regte beim Bundesrat die Schaffung einer
Kommission gegen Rassismus an. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1992
HANS HIRTER

Die Ständekammer trat auf das im Vorjahr vom Nationalrat im Eilverfahren, d.h. ohne
Konsultation des Bundesrates beschlossene Gesetz zur Schaffung einer Ombudsstelle
gegen Rassismus nicht ein. Sie forderte aber den Bundesrat mit einem Postulat (Po.
93.3041) auf, die Einrichtung einer derartigen Stelle zu überprüfen. Der Nationalrat
forderte daraufhin die Schaffung einer Ombudsstelle mit einer Motion, was die kleine
Kammer freilich mit dem Argument ablehnte, dass zuerst die Notwendigkeit und die
Funktion einer derartigen Institution abzuklären seien. 14

MOTION
DATUM: 14.06.1993
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte der Ständerat ohne Opposition dem Beitritt der Schweiz zum
Internationalen Abkommen von 1965 zur Beseitigung jeglicher Form von
Rassendiskriminierung und der dazu erforderlichen Revision des Strafgesetzbuchs zu:
In der Schlussabstimmung akzeptierte der Nationalrat dieses neue Antirassismusgesetz
bei 13 Gegenstimmen; im Ständerat gab es keine Gegner. Drei verschiedene
Referendumskomitees aus dem rechten Lager ergriffen gegen diese Gesetzesrevision
das Referendum, welches sie mit insgesamt gut 54'000 Unterschriften einreichten. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.06.1993
HANS HIRTER

Infolge des von politisch rechtsstehenden Kreisen im Vorjahr eingereichten
Referendum musste das Volk zum neuen Antirassismusgesetz Stellung nehmen. Der
neue Artikel 261bis StGB will die öffentliche rassistische Hetze und Diskriminierung
sowie das Leugnen und Verharmlosen von Völkermord oder anderen Verbrechen gegen
die Menschlichkeit verbieten. Diese Bestimmungen bilden die Voraussetzung für den
Beitritt der Schweiz zur Antirassismus-Konvention der UNO.

Dieser Beitritt – der nach nur einen weiteren Schritt zu einer Vollmitgliedschaft bei der
UNO darstelle – war denn auch eines der Hauptargumente in der Propaganda der
verschiedenen gegnerischen Komitees. Daneben wurde von den Gegnern die
Einschränkung der Meinungsfreiheit durch die neuen Gesetzesbestimmungen in den
Vordergrund geschoben. Zudem behaupteten sie, dass mit dem neuen Gesetz
Massnahmen gegen die Zuwanderung von Ausländern verunmöglicht würden. Aktiv taten
sich bei den Gegnern neben notorischen Rechtsaussenpolitikern wie Emil Rahm auch
die FP, die SD, die Lega sowie einzelne Nationalräte und Jungpolitiker der bürgerlichen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.1994
HANS HIRTER
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Bundesratsparteien und der LP hervor. Aktiv an der Kampagne beteiligten sich auch
sogenannte Revisionisten, d.h. Personen, welche die Judenausrottungspolitik der
Nationalsozialisten leugnen oder zumindest relativieren.

Obwohl sich neben den vier Bundesratsparteien auch die LP, der LdU, die EVP, die
Grünen, die PdA, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände sowie kirchliche, kulturelle
und soziale Organisationen für das Antirassismus-Gesetz aussprachen, waren sich die
Befürworter ihres Sieges keineswegs sicher. Insbesondere war ungewiss, inwieweit es
den Gegnern gelingen würde, die Abstimmung zu einem Plebiszit für eine restriktivere
Asyl- und Einwanderungspolitik umzufunktionieren.

Bei einer Beteiligung von 45,9 Prozent stimmten am 25. September die
Stimmberechtigten mit einer Mehrheit von 54.7 Prozent dem neuen Gesetz zu. Am
stärksten fiel das Ja im Kanton Genf aus, zustimmende Mehrheiten fanden sich aber
auch in allen anderen französischsprachigen Kantonen mit Ausnahme des Wallis, wo nur
der deutschsprachige Kantonsteil zustimmte. Die Deutschschweiz war ähnlich
gespalten wie bei den Abstimmungen im Sommer über die erleichterte Einbürgerung
und den Kulturförderungsartikel: die beiden Basel, Zürich und Bern nahmen die Vorlage
zusammen mit Schaffhausen, Zug, Graubünden und - für viele überraschend -
Obwalden an. Am stärksten fiel die Ablehnung in Schwyz aus. Generell stimmten die
Städte – und hier vor allem die bürgerlichen Quartiere – eher zu als ländliche Gebiete.
Die Vox-Befragung nach der Abstimmung bestätigte diese ersten Analysen. Zudem
stellte sie fest, dass die Frauen wesentlich deutlicher zustimmten als die Männer. Bei
den Nein-Stimmenden verfing das Argument am häufigsten, dass das neue Gesetz
überflüssig sei; antisemitische oder rassistische Parolen fanden auch bei den Gegnern
nur eine geringe Unterstützung. Eine recht grosse Gruppe wollte hingegen mit dem
Nein primär ihre Unzufriedenheit über den hohen Ausländeranteil in der Schweiz
ausdrücken.

Antirassismus-Gesetz
Abstimmung vom 25. September 1994

Beteiligung: 45,9%
Ja: 1'132'662 (54,6%)
Nein: 939'975 (45,4%)

Parolen: 
– Ja: FDP, SP, CVP, SVP (7*), GP, LP (1*), LdU, EVP, PdA; Vorort, SBV, SGB, CNG.
– Nein: FP, SD, Lega.
– Stimmfreigabe: EDU (1*).
* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 16

Der Bundesrat setzte die neue Rechtsnorm auf den 1. Januar 1995 in Kraft und gab den
Beitritt der Schweiz zur Antirassismus-Konvention der UNO bekannt. Wie er bereits im
Abstimmungskampf angekündigt hatte, meldete er dazu zwei Vorbehalte an. Der
wichtigere der beiden betrifft die gesetzliche Regelung der Zulassung von Ausländern
zum schweizerischen Arbeitsmarkt. Damit will er sich die Möglichkeit freihalten, die
Einwanderung aus europäischen und anderen kulturell eng verwandten Staaten
bevorzugt zuzulassen. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER

Die 1995 auf der Grundlage des Antirassismusgesetzes eingesetzte Eidgenössische
Kommission gegen Rassismus lancierte im Sommer eine breite Inserat- und
Plakataktion gegen rassistische und antisemitische Vorurteile und Diskriminierungen. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.07.1997
HANS HIRTER

Das seit anfang 1995 geltende Antirassismusgesetz führt nach Ansicht eines Teils der
bürgerlichen Nationalräte bei den Gerichten zu Auslegungsschwierigkeiten und
bewirke damit nicht nur Rechtsunsicherheit, sondern bedrohe auch das Recht auf freie
Meinungsäusserung. Eine von 17 Freisinnigen und 23 SVP-Politikern mitunterzeichnete
Motion von Nationalrat Gusset (fp, TG) forderte deshalb eine Teilrevision. Der Vorstoss
verlangt, dass die Bestimmungen namentlich bezüglich «Propagandaaktionen» präziser
gefasst werden und die Vorsätzlichkeit stärker gewichtet wird. Der Bundesrat empfahl,
die im Berichtsjahr noch nicht behandelte Motion abzulehnen. 19

MOTION
DATUM: 17.09.1997
HANS HIRTER
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Die Rechtsprechung war weiterhin mit der Suche nach einer einheitlichen Auslegung
des Antirassimusgesetzes befasst. In Genf wurde die erstinstanzliche Verurteilung
eines Buchhändlers bestätigt, der ein antisemitische Passagen enthaltendes Buch des
französischen Philosophen Roger Garaudy verkauft hatte. Da der Buchhändler nicht aus
antisemitischen Gründen gehandelt habe, reduzierte das Gericht die Busse. In einem
analogen Fall hatte demgegenüber das Waadtländer Kantonsgericht einen
erstinstanzlich verurteilten Buchhändler mit der Begründung freigesprochen, dass nur
der Autor und der Herausgeber derartiger Publikationen bestraft werden können. Das
Bezirksgericht Baden (AG) sprach gegen zwei notorische Holocaust-Leugner, den Basler
Publizisten Jürgen Graf und dessen Verleger, den im Aargau lebenden Deutschen
Gerhard Förster, exemplarisch hohe Strafen aus. Sie wurden zu einem unbedingten
Freiheitsentzug von 15 resp. 12 Monaten verurteilt. 20

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.09.1998
HANS HIRTER

Der Nationalrat lehnte eine von der SVP und der FP unterstützte Motion Gusset (fp, TG)
für eine Revision des Rassismusartikels im Strafgesetzbuch mit 96 zu 42 Stimmen ab.
Gusset hatte dabei namentlich ein präzisere Fassung von einzelnen Bestimmungen wie
etwa «Propagandaaktionen» verlangt, da sowohl in der Bevölkerung als auch bei den
Gerichten Unklarheit bestehe, welche Äusserungen in welchen Formen nun strafbar
seien und welche nicht. Der Bundesrat teilte zwar die Meinung, dass der
Rassismusartikel Auslegungsprobleme biete, dies sei jedoch bei neuen gesetzlichen
Bestimmungen oft der Fall. Er beantragte, da ihm keine besser geeigneten
Formulierungen bekannt seien, erfolgreich die Ablehnung der Motion. 21

MOTION
DATUM: 03.03.1999
HANS HIRTER

Ein Urteil des Bundesgerichts zum Antirassismusgesetz gab erneut zu politischen
Diskussionen über die Auslegung dieses Gesetzes Anlass. Das Gericht hatte
entschieden, dass auch rassistische oder antisemitische Äusserungen strafbar sind, die
in einer geschlossenen, nur eingeladenen Gästen zugänglichen Veranstaltung gemacht
werden. Rechtsextreme Gruppen (insbesondere sogenannte Skinheads) hatten in
letzter Zeit ihre Propagandaveranstaltungen und Konzerte oft in derartiger Form
abgehalten. Zulässig sind laut Bundesgericht rassistische oder antisemitische Sprüche
nur im privaten Kreis unter Verwandten und Bekannten. Die SVP kritisierte dieses Urteil
als nicht akzeptable Verschärfung der Gesetzesauslegung, da damit auch am
Stammtisch im Restaurant gemachte Äusserungen strafbar würden, was der
Gesetzgeber ausdrücklich nicht gewollt habe. Sie kündigte einen parlamentarischen
Vorstoss für die Streichung des Antirassismusgesetzes an, den die Fraktion dann
allerdings erst Anfang 2005 einreichte. 22

MOTION
DATUM: 08.10.2004
HANS HIRTER

Einmal mehr sprach sich das Parlament gegen die Revision der Anti-Rassismus-Norm
im Strafgesetz aus. Die von Hess (sd, BE) im Jahr 2004 eingereichte Motion für eine
ersatzlose Streichung fand im Nationalrat keine Gnade. Er schrieb sie wegen Ablauf der
Behandlungsfrist diskussionslos ab. Der Bundesrat hatte zuvor ihre Ablehnung
beantragt. 23

MOTION
DATUM: 06.10.2006
HANS HIRTER

Die schweizerisch-türkischen Beziehungen waren im Berichtsjahr getrübt, nachdem in
der Schweiz Türkische Staatsbürger wegen Leugnung des Völkermordes an den
Armeniern Anfang des 20. Jahrhunderts verurteilt wurden. Grosses Aufsehen erregte in
diesem Zusammenhang EJPD-Vorsteher Blocher, als er sich auf einer Pressekonferenz
in Ankara (Türkei) über die Antirassismus-Strafnorm beklagte und ohne Absprache mit
seinen Regierungskollegen eine Revision in Aussicht stellte. Im Zentrum von Blochers
Kritik stand die Strafbarkeit der Leugnung von Völkermord und die damit verbundene
Problematik, wer darüber entscheidet, welche historischen Ereignisse als Völkermord
zu taxieren sind. Eine vom EJPD geschaffene und mit externen Spezialisten ergänzte
Arbeitsgruppe zur Überprüfung der umstrittenen Gesetzesbestimmungen nahm noch
vor Jahresende ihre Tätigkeit auf. Die SVP, die sich in der Volksabstimmung von 1994
noch hinter die Anti-Rassismus-Strafnorm gestellt hatte, bekräftigte an einer
Medienkonferenz im November ihre Forderung nach deren Abschaffung. Ihre im
Vorjahr eingereichte diesbezügliche Motion hat das Parlament noch nicht behandelt;
der Bundesrat hatte die Ablehnung beantragt. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.11.2006
HANS HIRTER
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Gegen die Anti-Rassismus-Norm im Strafgesetz (Art. 261bis) wurde nach diversen
parlamentarischen Vorstössen nun auch eine Volksinitiative lanciert. Das von den
Schweizer Demokraten gestartete Begehren mit dem Titel „Für freie
Meinungsäusserung – weg mit dem Maulkorb!“ verlangt, dass keine
Gesetzesbestimmung die Meinungsäusserungsfreiheit im Rahmen der politischen
Auseinandersetzung beschränken darf. Als Übergangsbestimmung postuliert die
Initiative die sofortige Streichung des Anti-Rassismus-Artikels im StGB. Bundesrat
Blocher, der aus seiner Ablehnung dieser Strafnorm nie ein Hehl gemacht hatte, lud im
Mai Experten ein, um über deren Abschaffung oder zumindest Einschränkungen zu
diskutieren. Im Dezember lehnte der Gesamtbundesrat den Antrag Blochers auf die
Ausarbeitung einer Vorlage für eine Einschränkung des Anwendungsbereichs des
Gesetzesartikels ab. 25

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.12.2007
HANS HIRTER

Im Juli eröffnete das EJPD die Vernehmlassung über ein Verbot der öffentlichen
Verwendung, Verbreitung und der Ein- und Ausfuhr von rassistischen Symbolen wie
zum Beispiel das Hakenkreuz. Ein solches Verbot hatte der Nationalrat 2005 mit einer
Motion gefordert. Als rassistisch gelten nach den geplanten Bestimmungen
insbesondere Symbole des Nationalsozialismus und auch deren Abwandlungen, die in
rechtsextremen Kreisen als Ersatz verwendet werden. Diese Vorschläge stiessen in der
Konsultation auf breiten Widerstand. Die Konferenz der Strafverfolgungsbehörden der
Schweiz gab zu bedenken, die vorgesehenen Bestimmungen seien nur schwer
anzuwenden. Dagegen sprachen sich auch die FDP, die SVP und die Grünen aus,
während sich CVP und SP nicht zur Vorlage äusserten. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.07.2009
HANS HIRTER

Nachdem der Vorentwurf für ein Verbot der Verwendung von Symbolen, welche
extremistische, zu Gewalt und Rassendiskriminierung aufrufende Bewegungen
verherrlichen, in der Vernehmlassung auf breiten Widerstand gestossen war, beschloss
der Bundesrat im Sommer 2010, auf die vorgeschlagene Ergänzung des
Strafgesetzbuchs und des Militärstrafgesetzes zu verzichten. Wie die Regierung in
einem entsprechenden Bericht darlegte, schliesse sie sich den in der Vernehmlassung
vorgebrachten Argumenten an, dass eine genügend bestimmte Definition der
verbotenen Symbole schwierig wäre und dass ein solches Verbot «keinem dringenden
gesellschaftlichen Bedürfnis» entspreche. Auf der Grundlage dieses Berichts
beantragte sie der Bundesversammlung, die Motion 04.3224, mit der die Forderung
nach dem Verbot eingebracht worden war, abzuschreiben. Die eidgenössischen Räte
kamen diesem Antrag im darauffolgenden Jahr stillschweigend nach und schrieben die
Motion ab. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.2011
KARIN FRICK

Die 2007 von den Schweizer Demokraten lancierte Volksinitiative für die Abschaffung
des Antirassismusgesetzes kam nicht zustande. Die nur von der Freiheitspartei und der
PNOS, nicht aber von der SVP unterstützte SD vermochte nicht genügend
Unterschriften zu sammeln. Eine parlamentarische Initiative Hess (sd, BE) zur
ersatzlosen Streichung der Rassismusstrafnorm lehnte der Nationalrat in der
Frühjahrssession ab. Für diese Initiative hatte sich die SVP ausgesprochen. 28

ANDERES
DATUM: 03.02.2012
HANS HIRTER

Keine Folge gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber (grüne,
ZH) betreffend die Bekämpfung von rassistischen Diskriminierungen. Die Initiative
forderte den Erlass eines Bundesgesetzes, welches den Gehalt von Art. 8 Abs. 2 der
Bundesverfassung konkretisiert. Damit sollten die Opfer von rassistischen
Diskriminierungen durchsetzbare Rechtsansprüche erhalten. Die grosse Kammer
sprach sich mit 122 zu 63 Stimmen gegen die Initiative aus. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2012
NADJA ACKERMANN

Der Nationalrat überwies in der Wintersession ein Postulat Naef (sp, ZH), welches den
Bundesrat beauftragt, die Potenziale des geltenden Bundesrechtes zum Schutz vor
Diskriminierung aufzuzeigen. 30

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN
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Wie weit darf Humor gehen? Zu Beginn des Jahres 2014 wurde in den Schweizer Medien
eine moralistisch aufgeladene Humordebatte geführt. Den Auftakt bildeten Italiener-
Witze, die der Berner Stadtpräsident Alexander Tschäppät (sp) im Rahmen der
Kulturreihe „Das Zelt“ zum Besten gab und die ihm eine Anzeige wegen Verletzung der
Anti-Rassismus-Strafnorm einhandelten. Es folgten Proteste gegen das Blackfacing von
Birgit Steinegger und Äusserungen über den jüdischen Humor durch Massimo Rocchi.
Im Zentrum stand jeweils die Frage, wo die Linie zwischen Freiheit von
Kulturschaffenden und Rassismus zu ziehen sei. Umstritten waren auch die als
antisemitisch eingestuften, aber dennoch restlos ausverkauften Auftritte des Franzosen
Dieudonné M’bala M‘bala in Nyon. Der Komiker war in Frankreich mit einem
Auftrittsverbot belegt worden. Eine präventive Zensur wurde jedoch von der
Präsidentin der Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus, Martine Brunschwig
Graf, abgelehnt. Die Anti-Rassimus-Strafnorm sei kein Zensurinstrument und führe
auch nicht zu einem landesweiten Lachverbot. Zudem belegten die Zahlen keine
Zunahme von Klagen gegen Rassismus seit der Einführung der Strafnorm im Jahr 1995. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.01.2014
NADJA ACKERMANN

Anlässlich des Internationalen Tags zur Beseitigung der Rassendiskriminierung vom 21.
März äusserte sich die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) zustimmend
zu den Empfehlungen des UNO-Ausschusses gegen Rassismus (CERD). Dieser hatte der
Schweiz unter anderem empfohlen, eine zivilrechtliche Grundlage gegen rassistische
Diskriminierung zu schaffen sowie Stereotypen und Stigmatisierungen in den Medien zu
bekämpfen. Die EKR will das zwanzigjährige Jubiläum der Rassismusstrafnorm im
kommenden Jahr 2015 zum Anlass nehmen, um eine Sensibilisierungskampagne zu
lancieren. 32

ANDERES
DATUM: 20.03.2014
NADJA ACKERMANN

Der Hitlergruss stellt keine Verletzung der Anti-Rassismus-Strafnorm dar. Dies
entschied das Bundesgericht in Aufhebung eines Urteils gegen einen Neo-Nazi, der
2010 im Rahmen einer unbewilligten, rechtsextremen Demonstration auf dem Rütli die
Hand zum Hitlergruss erhoben hatte. Nicht die öffentliche Bekennung zum
Nationalsozialismus allein, sondern erst die Verbreitung bzw. die Propaganda
rassendiskriminierender Ideologien erfülle den Tatbestand dieser Strafnorm. Das
Verdikt wurde in rechtsextremen Kreisen gefeiert und sorgte weltweit für Schlagzeilen.
In Reaktion auf das Urteil wollten mehrere Parlamentarier Vorstösse für ein Verbot
rassistischer Symbole einreichen. 33

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.05.2014
NADJA ACKERMANN

Mit 121 zu 59 Stimmen lehnte der Nationalrat in der Frühjahrssession 2017 eine
parlamentarische Initiative Tornare (sp, GE) ab, die bei Rassendiskriminierung,
Antisemitismus und Homophobie ein Beschwerderecht für
Minderheitenschutzorganisationen forderte. Der Gedanke hinter dem Vorstoss war,
dass Opfer von Diskriminierung im Sinne von Art. 261bis StGB oft nicht selbst tätig
werden können, sei es aus Angst, aufgrund Unkenntnis ihrer Rechte oder fehlender
juristischer Unterstützung. Hier sollen Organisationen, die sich beispielsweise für die
Bekämpfung von Rassismus oder Homophobie einsetzen, mit dem nötigen juristischen
Sachverstand und der nötigen Erfahrung anstelle des Opfers Beschwerde führen
können. Wie die Kommissionsmehrheit erachtete der Nationalrat die Einführung eines
solchen Verbandsbeschwerderechts als nicht zweckmässig, da es das Strafverfahren
unnötig verkompliziere. Rassendiskriminierung müsse als Offizialdelikt von den
Behörden bei Kenntnis ohnehin von Amtes wegen verfolgt werden und das Recht,
Anzeige zu erstatten, stehe den betreffenden Organisationen bereits heute zu. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2017
KARIN FRICK

Stillschweigend überwies der Ständerat in der Herbstsession 2019 ein Postulat
Rechsteiner (sp, ZH), das vom Bundesrat verlangte, die Verwendung der
Antisemitismus-Definition der International Holocaust Remembrance Alliance in der
Innen- und Aussenpolitik des Bundes darzulegen. Der geforderte Bericht muss gemäss
Postulatstext aufzeigen, welche rechtlichen Implikationen die Definition hat, wie sie der
Sensibilisierungs-, Präventions-, Beratungs- und Interventionsarbeit auf allen
Staatsebenen dient und inwiefern sie für die gezielte Erhebung von Fallzahlen, für die
Forschungsarbeit und von den Gerichten genutzt wird oder werden kann. 35

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
KARIN FRICK
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In Erfüllung des 2019 überwiesenen Postulats Rechsteiner (sp, SG) veröffentlichte der
Bundesrat Anfang Juni 2021 einen Bericht zur Antisemitismus-Definition der
International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA). Darin anerkannte die Regierung
den Wert und die praktische Relevanz der rechtlich nicht bindenden Definition «als
Leitfaden für die Identifikation antisemitischer Vorfälle». Sie könne insbesondere als
Ausgangspunkt dienen, um spezifische, auf den jeweiligen Anwendungsbereich und
-zweck ausgerichtete Definitionen zu verfassen. Allerdings erachtete der Bundesrat
eine explizite Bestätigung der Definition durch die Schweizer Behörden als nicht
angezeigt, weil es sich um einen nicht bindenden internationalen Text handle. Bei der
Verwendung der Definition müsse überdies darauf geachtet werden, dass die
Meinungsfreiheit gewahrt werde; Kritik an der israelischen Politik müsse beispielsweise
– auch in einem politisch heiklen Kontext – frei geäussert werden können. Es seien in
diesem Sinne immer alle Bestandteile der Definition – sie umfasst neben der
Basisdefinition auch Erläuterungen, Erklärungen und Beispiele – heranzuziehen sowie
situativ und kontextuell zu beurteilen. In der Rechtsprechung könne die Anwendung der
Definition «helfen, mögliche Verschleierungsstrategien zu entlarven, und dazu führen,
dass antisemitische Motivationen bei der Strafverschärfung berücksichtigt werden». Im
zweiten Teil des Berichts betrachtete die Regierung die Politik und Massnahmen gegen
Antisemitismus auf nationaler und internationaler Ebene und formulierte eine Reihe
von konkreten Empfehlungen, um gesamtschweizerisch noch umfassender und
konsequenter gegen Antisemitismus vorzugehen. Demnach wünschte sich der
Bundesrat eine bessere Koordination von Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene
durch die Klärung von Verantwortlichkeiten, die Stärkung des Austauschs und die
Förderung einer gemeinsamen strategischen Planung. Auf Bundesebene betraute er die
Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB) und die Eidgenössische Kommission gegen
Rassismus (EKR) mit der Umsetzung. 36

BERICHT
DATUM: 04.06.2021
KARIN FRICK

Der Bundesrat soll klar festlegen, nach welchen Kriterien NGOs im In- und Ausland von
der Schweiz finanziert werden, und diesbezüglich wirksame Kontrollvorschriften
erlassen, so die Forderung einer Motion Matter (glp, GE). Ziel des Motionärs war es, dass
NGOs, die sich an Hassreden und insbesondere an Gewaltaufrufen gegen andere
Glaubensrichtungen beteiligen, nicht länger Schweizer Unterstützungsbeiträge
erhalten. Er verlangte zudem ausdrücklich, dass die geforderten Rechtsgrundlagen
auch eine Bestimmung zum Antisemitismus enthalten, die sich auf die Definition der
International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) stützt. In der Begründung des
Vorstosses führte er an, dass «gewisse von der Schweiz unterstützte NGOs in
Verbindung mit der Volksfront zur Befreiung Palästinas» stünden, die auf der EU-Liste
der an Terrorhandlungen beteiligten Vereinigungen und Körperschaften figuriere und
deren Tätigkeiten unter der Definition der IHRA als antisemitisch eingestuft würden.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da er die bestehenden
Regelungen für die Kooperation mit NGOs als ausreichend ansah. Er verwies in seiner
Stellungnahme insbesondere auf den Bericht über die Zusammenarbeit mit
Nichtregierungsorganisationen in Partnerländern der internationalen Zusammenarbeit,
den er Anfang 2020 in Erfüllung einer Motion Imark (svp, SO; Mo. 16.3289) sowie eines
Postulats Bigler (fdp, ZH; Po. 18.3820) veröffentlicht hatte. Mit der Frage der
Verwendung der Antisemitismus-Definition der IHRA beschäftige er sich ausserdem im
Zuge der Beantwortung eines Postulats Rechsteiner (sp, SG; Po. 19.3942). «Il faut faire
plus, faire mieux», appellierte der Motionär in der Frühjahrssession 2022 an das
Nationalratsplenum und erreichte damit eine knappe Mehrheit: Die Volkskammer nahm
die Motion mit 92 zu 84 Stimmen bei 9 Enthaltungen an. 37

MOTION
DATUM: 10.03.2022
KARIN FRICK

Nachdem der Bundesrat infolge eines 2019 überwiesenen Postulats Rechsteiner (sp, SG)
einen Bericht zur Antisemitismus-Definition der International Holocaust
Remembrance Alliance (IHRA) veröffentlicht hatte, beantragte er im Rahmen seines
Berichts über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2021 die
Abschreibung des Postulats. Der Ständerat folgte dieser Empfehlung im Sommer 2022
und schrieb den Vorstoss stillschweigend ab. 38

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
LUKAS LÜTOLF
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Öffentliche Ordnung

Die öffentlichen Auftritte von Anhängern rechtsradikaler und faschistischer Ideen
häuften sich. Bereits in seinem Staatsschutzbericht für 1999 hatte das EJPD
zunehmende Aktivitäten der gewaltbereiten rechtsextremen Szene konstatiert. Die
Anzahl der dazugehörenden Personen wurde auf 6-700 geschätzt. Nicht zuletzt dank
dem Internet seien diese im entsprechenden internationalen Umfeld gut verankert. Für
grosses Aufsehen sorgte das Erscheinen von ca. 100 rechtsextremen Skinheads an der
Bundesfeier zum 1. August auf dem Rütli, wo sie die Rede von Bundesrat Villiger mit
Zwischenrufen störten. Im Nationalrat führten Interpellationen der Fraktionen der SP,
der CVP und der Grünen, welche sich nach Massnahmen gegen den Rechtsradikalismus
erkundigten, zu einer angeregten Diskussion. Der Bundesrat hielt fest, dass Rassismus
und anderes intolerantes Verhalten bekämpft werden müssen. Auf internationaler
Ebene seien neue Massnahmen zur Verhinderung der grenzüberschreitenden
Propagierung derartiger Ideen namentlich via Internet erforderlich. Die Gefahr, welche
von diesen Gruppierungen ausgehe, schätze er in Übereinstimmung mit dem
Staatsschutzbericht momentan aber nicht als gross ein. Sie seien jedoch unter
Beobachtung der Bundespolizei, und Verstösse gegen einschlägige Gesetze (v.a.
Antirassismusnorm) würden selbstverständlich geahndet. 39

MOTION
DATUM: 05.10.2000
HANS HIRTER

Im Dezember 2022 veröffentlichte das Bundesamt für Justiz einen Bericht zum Verbot
von nationalsozialistischen, rassistischen, gewaltverherrlichenden und
extremistischen Symbolen. Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte den Bericht in
Reaktion auf mehrere eingereichte Vorstösse zum Thema (Mo. 21.4354, Pa.Iv. 21.524,
Pa.Iv. 21.525) anfertigen lassen. Gemäss der aktuellen Rechtslage könne eine öffentliche
Verwendung solcher Symbole von der Antirassismus-Strafnorm in Artikel 261bis StGB
erfasst werden. Straflos sei die Verwendung nur, wenn die Symbole ohne
Propagandaabsicht – die Absicht, andere Personen von dieser Ideologie überzeugen zu
wollen –, in nicht gegen die Menschenwürde verstossender Weise und ohne
Diskriminierungs- oder Herabsetzungsabsicht gezeigt würden. Es bestehe diesbezüglich
ein weiter Ermessensspielraum, konstatierte das BJ. Im Bericht zeigte das Bundesamt
verschiedene Möglichkeiten auf, wie ein weitergehendes Verbot auf Bundes- oder
kantonaler Ebene verankert werden könnte. Neben einer Erweiterung von Artikel 261bis
StGB um ein explizites Verbot der Verwendung nationalsozialistischer und rassistischer
Symbole wäre auch die Schaffung eines neuen Spezialgesetzes denkbar. Dies erlaubte
eine spezifischere Regelung und die Ahndung von Verstössen im
Ordnungsbussenverfahren. Für eine weniger straf- sondern mehr
präventionsfokussierte Lösung sah das BJ eine Verankerung im kantonalen Polizeirecht
als gangbaren Weg. Ungeachtet der gewählten Variante stelle die Formulierung des
Verbots eine Herausforderung dar, so die Schlussfolgerung des Berichts: Das Verbot
müsse einerseits bestimmt genug formuliert sein, damit die Bevölkerung weiss, was
verboten und was erlaubt ist. Bereits eine Klassifizierung in verbotene und erlaubte
Symbole erweise sich allerdings als schwierig, da manche von Extremistinnen und
Extremisten verwendete Symbole – etwa Buchstaben- und Zahlenkombinationen – je
nach Zusammenhang eine extremistische oder eine alltägliche Bedeutung haben
könnten. Weiter müsste die Verwendung zu wissenschaftlichen, schulischen,
künstlerischen oder journalistischen Zwecken geregelt werden. Andererseits müsste die
Verbotsnorm offen genug formuliert sein, damit die Gerichte die Aktualität und den
Kontext des Einzelfalls berücksichtigen können.
In einer Medienmitteilung, aus der etwa die Aargauer Zeitung zitierte, betonten die
beiden jüdischen Dachverbände SIG und PLJS, dass in dieser Frage dringender
Handlungsbedarf bestehe. Das geltende Recht habe Lücken, die gezielt ausgenutzt
würden. Sie forderten Bundesrat und Parlament auf, rasch ein Verbot von
nationalsozialistischen Symbolen umzusetzen, denn bei der Verwendung dieser
Symbole dürfe es keinen Graubereich mehr geben. 40

BERICHT
DATUM: 15.12.2022
KARIN FRICK

Im Januar 2023 beschloss die RK-NR mit 11 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung, einer
parlamentarischen Initiative Suter (sp, AG), die die öffentliche Verwendung und
Verbreitung rassendiskriminierender Symbole in jedem Fall unter Strafe stellen wollte,
keine Folge zu geben. Die Initiantin hatte verlangt, dass das Strafgesetzbuch
dahingehend geändert wird, dass das Zeigen von rassendiskriminierenden,
insbesondere nationalsozialistischen, Symbolen mit Busse bestraft würde, auch wenn
dies ohne die Absicht geschieht, die damit verbundene Ideologie zu bewerben.
Nachdem der Bundesrat einen Bericht zur Thematik veröffentlicht hatte, wollte die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.01.2023
KARIN FRICK
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Kommission das Anliegen lieber mit einem spezialgesetzlichen Verbot regeln, weshalb
sie eine eigene Kommissionsinitiative lancierte (Pa.Iv. 23.400) und die Initiative Suter
ablehnte. 41

Da das Anliegen über die beiden parlamentarischen Initiativen Barrile (sp, ZH; Pa.Iv.
21.524) und der RK-NR (Pa.Iv. 23.400) weiterverfolgt werden würde, zog Gabriela Suter
(sp, AG) ihre Initiative für ein Verbot der öffentlichen Verwendung und Verbreitung
rassendiskriminierender Symbole in der Frühjahrssession 2023 zurück. Ihre Initiative
war von der RK-NR zugunsten der beiden anderen nicht unterstützt worden, weil sie
eine Ergänzung des Strafgesetzbuchs forderte und die Kommission das Verbot lieber in
einem Spezialgesetz regeln wollte. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.02.2023
KARIN FRICK

Entgegen dem Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat in der Sondersession vom
Mai 2023 eine Motion Binder-Keller (mitte, AG) mit dem Ziel an, Nazisymbolik im
öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Seine Ablehnung begründete der
Bundesrat unter anderem damit, dass das geltende Recht die öffentliche Verwendung
von nationalsozialistischen und anderen rassistischen Symbolen zu Propagandazwecken
bereits verbiete. Ohne Propagandaabsicht würden die Menschenwürde und der
öffentliche Frieden indes nur «mittelbar» beeinträchtigt. Die Meinungsfreiheit gelte
zwar nicht absolut, aber gemäss Rechtsprechung des Bundesgerichts sei
«hinzunehmen, dass auch stossende Ansichten vertreten werden, selbst wenn sie für
die Mehrheit unhaltbar sind», so die Regierung in ihrer Stellungnahme vom Februar
2022.
Wie die Motionärin ein gutes Jahr darauf im Ratsplenum schilderte, habe diese
«seltsame Antwort» des Bundesrates einigen «Aufruhr» verursacht, sodass sich dieser
veranlasst gesehen habe, einen Bericht zum Thema in Auftrag zu geben. Dieser sei dann
zum Schluss gekommen, dass ein Verbot von Nazisymbolik machbar sei, weshalb sie den
Rat ersuche, «ein solches Verbot auf den Weg zu schicken», so Binder-Keller.
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider bestätigte diese Folgerung und merkte an,
dass die Diskussion um ein einschlägiges Verbot bei Weitem noch nicht abgeschlossen
sei. Deren Fortführung werde schon durch die zwei hängigen parlamentarischen
Initiativen der RK-NR (Pa.Iv. 23.400) und Barrile (sp, ZH; Pa.Iv. 21.524) garantiert,
weshalb die vorliegende Motion abgelehnt werden könne. Die Mehrheit in der grossen
Kammer sah dies jedoch anders und hiess den Vorstoss mit 141 zu 42 Stimmen bei 4
Enthaltungen gut. Die Gegenstimmen stammten aus den Fraktionen der SVP und der
FDP. 43

MOTION
DATUM: 04.05.2023
KARIN FRICK

In der Wintersession 2023 hiess der Ständerat mit 23 zu 16 Stimmen bei 3 Enthaltungen
eine Motion der RK-SR für ein Verbot der öffentlichen Verwendung von
rassendiskriminierenden, gewaltverherrlichenden oder extremistischen, wie
beispielsweise nationalsozialistischen, Symbolen gut. Diese wurde von der
Rechtskommission als Reaktion auf die Motion Binder-Keller (mitte, AG) lanciert, die
zum Ziel hatte, Nazisymbolik im öffentlichen Raum ausnahmslos zu verbieten. Im
Unterschied zur Motion Binder wollte die Kommissionsmotion den Wirkungsbereich des
Verbotes auf weitere extremistische, gewaltverherrlichende und
rassendiskriminierende Symbole ausweiten und es der Regierung überlassen, ob das
Verbot in einem Spezialgesetz oder im Strafgesetzbuch umzusetzen sei. Die Mehrheit
der Ständekammer gab diesem breiter gefassten Ansatz den Vorzug, während die Mitte-
Links-Minderheit lieber die Motion Binder-Keller überweisen wollte und die
Kommissionsmotion daher ablehnte. 44

MOTION
DATUM: 20.12.2023
LUKAS LÜTOLF
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Innere Sicherheit

Ende Oktober 1990 gab Bundespräsident Koller eine Verordnung über den Staatsschutz
welche als Übergangslösung bis zum Entscheid über ein Staatsschutzgesetz gedacht ist,
in die Vernehmlassung. Sie sieht vor, dass sich die präventive Polizeitätigkeit auf die
Bereiche Terrorismus, Spionage und organisiertes Verbrechen beschränken muss. Mit
der politischen Aktivität von Personen darf sich der Staatsschutz nur noch befassen,
wenn der konkrete Verdacht besteht, dass dabei strafbare Handlungen (wie zum
Beispiel Gewalt gegen Personen oder Sachen) vorbereitet oder begangen werden. Die
CVP lehnte die Verordnung ab, da sie unter anderem ohne gesetzliche Grundlage in die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eingreife und zudem einige wichtige
Fragen offen lasse. Sie empfahl als Übergangslösung den Erlass eines befristeten
dringlichen Bundesbeschlusses. Auch die SP und die GP wiesen den
Verordnungsentwurf mit dem Argument zurück, dass er sich auf keine gesetzlichen
Grundlagen stützen könne. Während die FDP ebenfalls Einwände vorbrachte, konnte
sich immerhin die SVP mit der Verordnung einverstanden erklären, falls der Bundesrat
bereit sei, dem Parlament so rasch als möglich eine Regelung auf Gesetzesebene
vorzulegen. 45

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.10.1990
HANS HIRTER

Ende September 1991 gab der Bundesrat den Vorentwurf für ein Staatsschutzgesetz in
die Vernehmlassung. Das Projekt sieht vor, dass die Staatsschutzorgane das Sammeln
und Auswerten von Informationen auf die Bekämpfung des Terrorismus, des
verbotenen Nachrichtendienstes, des gewalttätigen Extremismus und des organisierten
Verbrechens beschränken sollen. Mit einer besonderen Bestimmung soll garantiert
werden, dass politische und gewerkschaftliche Tätigkeiten nicht mehr überwacht
werden. Der Überwachungsauftrag soll vom Bundesrat durch eine regelmässig
vorzunehmende Beurteilung der Bedrohungslage und durch eine sogenannte
Positivliste, in welcher die zu observierenden Organisationen aufgeführt sind, präzisiert
werden. Die Oberaufsicht über die Staatsschutztätigkeit wird von der vom Parlament in
der Herbstsession beschlossenen Geschäftsprüfungsdelegation ausgeübt werden. Im
organisatorischen Bereich sollen die staatsschützerischen Funktionen von der
Bundesanwaltschaft getrennt und die damit beauftragte Bundespolizei ins Bundesamt
für Polizeiwesen integriert werden. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.1991
HANS HIRTER

Als Übergangslösung bis zum Inkrafttreten eines Staatsschutzgesetzes erliess das EJPD
eine Weisung zur Durchführung des Staatsschutzes. Diese Weisung orientiert sich an
der 1990 erlassenen Negativliste, welche festgehalten hatte, dass sich die
Staatsschutzorgane nicht mit Aktivitäten, welche eine Ausübung verfassungsmässiger
Rechte darstellen, befassen dürfen. Aufgaben des Staatsschutzes sind demgegenüber
die rechtzeitige Erkennung, die Überwachung und Bekämpfung von Terrorismus und
Spionage, von organisiertem Verbrechen und von Aktivitäten, welche auf eine
gewaltsame Änderung der staatlichen Ordnung abzielen. Die Weisung schreibt auch vor,
dass die Liste der von der Bundespolizei observierten Organisationen und
Gruppierungen vom Bundesrat jährlich genehmigt werden muss. 47

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 09.09.1992
HANS HIRTER

Im März 1994 legte der Bundesrat die Botschaft für ein neues Gesetz über
«Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit» vor; auf den noch in der
Vernehmlassung verwendeten Titel «Staatsschutzgesetz» verzichtete er, da dieser
«vorbelastet» sei. Dieses Gesetz regelt primär die vorbereitende, d.h. vor der
Aufnahme einer Strafverfolgung einsetzende Informationsbeschaffung der
Polizeibehörden. Diese soll nur in Bereichen möglich sein, wo Ereignisse unvermittelt
auftreten können, die eine ernsthafte Gefährdung der inneren Sicherheit darstellen.
Grundsätzlich verboten ist dabei die Bearbeitung von Daten über legale politische
Aktivitäten von Bürgern und Bürgerinnen. Nach der Kritik im Vernehmlassungsverfahren
wurde auf die ursprünglich vorgesehene Möglichkeit der geheimen
Informationsbeschaffung (z.B. Telefonabhörung oder verdeckte Fahndung) verzichtet.
Welche Aktivitäten die innere Sicherheit ernsthaft gefährden können, wird in der
Botschaft nicht genau definiert; erwähnt werden Terrorismus, Spionage, gewalttätiger
Extremismus und organisiertes Verbrechen. Wegen dem Fehlen von präzisen Kriterien
ist es nach Ansicht des Bundesrats wichtig, die Informationsbeschaffung politisch zu
führen. Diese Kontrolle will er mittels regelmässig an neue Gegebenheiten
anzupassende Lagebeurteilungen und der Genehmigung der Liste der zu
observierenden Ereignisse, Personen und Organisationen sicherstellen. Ein

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.1994
HANS HIRTER
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Einsichtsrecht in die Datensammlungen soll gemäss dem Entwurf nur erhalten, wer ein
begründetes Interesse nachweisen kann.
Das Gesetz enthält im weiteren Bestimmungen über die Sicherheitsüberprüfung von
Personen, welche für bestimmte Funktionen in der Bundesverwaltung oder in der
Armee vorgeschlagen sind, sowie über den Schutz von Personen und Gebäuden des
Bundes, ausländischer Staaten und internationaler Organisationen.
All diese Aufgaben möchte der Bundesrat einem neuen Bundesamt für Innere
Sicherheit übertragen. Dieses Amt soll aus der heutigen Bundesanwaltschaft
hervorgehen, sobald die Trennung dieser Stelle in eine Anklagebehörde des Bundes und
eine Polizeibehörde, wie sie die 1993 dem Parlament unterbreitete Teilrevision des
Gesetzes über die Bundesstrafrechtspflege vorsieht, in Kraft tritt. 48

Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei» und dem vom Bundesrat im Vorjahr als indirekten Gegenvorschlag
vorgelegten neuen Bundesgesetz über die Wahrung der inneren Sicherheit. Ein Antrag
Onken (sp, TG), auf eine präventive polizeiliche Tätigkeit grundsätzlich zu verzichten,
deshalb die Initiative zur Annahme zu empfehlen und das Gesetz zur gründlichen
Überarbeitung an die Regierung zurückzuweisen, unterlag mit 32:2 (Initiative) resp. 31:3
Stimmen (Gesetz).
In der Detailberatung beantragten Danioth (cvp, UR) und Plattner (sp, BS), die präzise
Definition der Aufgabenbereiche bei der vorbeugenden Informationsbeschaffung (Art.
2) sowie der Bereiche, in denen eine präventive Informationsbeschaffung nicht erfolgen
darf (Art. 3), bereits im Gesetz und nicht erst in der Verordnung vorzunehmen. Im
ersten Fall (Terrorismus, Spionage, verbotener Handel mit Waffen und strategisch
wichtigen technologischen Gütern) blieben sie in der Minderheit, bei den nicht
zulässigen Überwachungsbereichen (Ausübung politischer Rechte) konnten sie sich
knapp gegen den Bundesrat und die Kommissionsmehrheit durchsetzen. Heftig
umstritten war ein von Béguin (fdp, NE) und Danioth vorgelegter Antrag, im Rahmen der
präventiven Informationsbeschaffung auch eine Überwachung des Telefon- und
Postverkehrs sowie den Einsatz von Abhörgeräten anordnen zu können. Dieser
Beschluss entsprach einer von Bundesanwältin Del Ponte mit Nachdruck vertretenen
Forderung; eine ähnliche Gesetzesbestimmung wurde gleichzeitig in Deutschland unter
dem Titel «der grosse Lauschangriff» heftig debattiert. Die Verwendung derartiger
Mittel ausserhalb von Strafuntersuchungen ist in der Schweiz seit Oktober 1990 mangels
gesetzlicher Grundlagen nicht mehr zugelassen. Obwohl sich sowohl die
Kommissionsmehrheit – auch gestützt auf die Empfehlung von Experten – als auch
Bundesrat Koller dagegen aussprachen, stimmte der Rat dem Antrag im Verhältnis 21:14
zu. Die Massnahme soll vom Direktor des neuen Bundesamtes für innere Sicherheit
angeordnet werden können, bedarf allerdings einer Genehmigung durch den Vorsteher
des EJPD.
Die neuen Vorschriften über die Sicherheitsüberprüfungen für bestimmte
Personenkategorien im öffentlichen Dienst und der Armee waren nicht bestritten. In
Abweichung von der bundesrätlichen Vorlage beschloss der Ständerat aber, nur eine
einzige, für Armee und Verwaltung zuständige Stelle mit dieser Aufgabe zu betrauen.
Auch die Vorschläge über den Personen- und Gebäudeschutz passierten ohne
wesentliche Abänderungen. In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat
das neue Gesetz mit einer Gegenstimme. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.1995
HANS HIRTER

Die Rechtskommission des Nationalrats trat auf die Vorlage ebenfalls ein. Sie sprach
sich aber für einen eingeschränkten Aktionsraum des präventiven Staatsschutzes aus.
Ihrer Meinung nach soll sich dieser auf die klassischen Bereiche (Terrorismus, Spionage)
beschränken und – im Gegensatz zum bundesrätlichen Antrag – den Kampf gegen das
organisierte Verbrechen den Strafverfolgungsbehörden überlassen. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.11.1995
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit der Volksinitiative «S.o.S. – Schweiz ohne
Schnüffelpolizei» und dem als indirekten Gegenvorschlag konzipierten Bundesgesetz
über die Wahrung der inneren Sicherheit. Mit 116 zu 61 Stimmen empfahl der Rat die
von der SP und der GP unterstützte Volksinitiative zur Ablehnung.

Mit derselben Stimmenzahl lehnte er auch den Antrag der Kommissionsminderheit auf
Nichteintreten auf das neue Bundesgesetz ab. Die SP und die Grünen begründeten ihre
Opposition gegen die Schaffung von gesetzlichen Grundlagen für eine präventiv
wirkende Polizei damit, dass ein solches Gesetz überflüssig sei und nur dazu dienen

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 21.06.1996
HANS HIRTER
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würde, der Polizei unkontrollierbaren Handlungsspielraum zur Überwachung der Bürger
zu verschaffen. Wo es um die Bekämpfung echter Gefahren gehe, sei das bestehende
Instrumentarium ausreichend: insbesondere sei die Bekämpfung des politischen
Nachrichtendienstes (Spionage) bereits rechtlich abgesichert, und bei
Sprengstoffdelikten und schweren Gewaltverbrechen seien seit 1981 auch
vorbereitende Handlungen strafbar. Diese Einschätzung wurde von den Sprechern der
bürgerlichen Parteien und Bundesrat Koller zurückgewiesen. Letzterer argumentierte
damit, dass die von der Linken befürchtete Überwachung der Ausübung politischer
Rechte im neuen Gesetz explizit ausgeschlossen sei. Andererseits sei die Überwachung
der Aktivitäten bestimmter politischer Gruppierungen (z.B. der kurdischen PKK oder
der islamischen Heilsfront) auch dann erforderlich, wenn deren Mitglieder die Schweiz
nur als logistische Basis benutzen würden, ohne hier aber kriminelle Akte zu begehen.
Das Gesetz sei deshalb auch im Hinblick auf die Zusammenarbeit und den
Informationsaustausch mit anderen europäischen Staaten notwendig.

In der Detailberatung strich der Nationalrat die Bekämpfung des organisierten
Verbrechens aus dem Geltungsbereich des Gesetzes; nicht weil dieser keine Bedeutung
zuerkannt wurde, sondern weil dies eine Aufgabe der strafrechtlichen
Ermittlungsbehörden sei und auf Bundesebene mit den polizeilichen Zentralstellen
bereits ein Koordinationsorgan bestehe. Bundesrat Koller argumentierte vergeblich
damit, dass in vielen europäischen Staaten (allerdings nicht in Deutschland) die
präventive Polizei auch in diesem Aufgabenbereich tätig sei. Eine gewichtige Differenz
schuf der Rat bei den zulässigen Mitteln der präventiven Informationsbeschaffung.
Gegen die Stimmen der FP, der Liberalen und eines Teils der FDP-Fraktion strich er die
vom Ständerat aufgenommene Bestimmung, dass dazu auch ohne richterliche
Anordnung der Telefon- und Postverkehr überwacht und elektronische Abhörgeräte
eingesetzt werden können. Den Antrag der vorberatenden Kommission, dass im
Staatsschutz grundsätzlich die im Datenschutzgesetz garantierten Einsichtsrechte
gelten sollen, fand keine Mehrheit. Beschlossen wurde eine gleiche Regelung wie im
Gesetz über die polizeilichen Zentralstellen, bei welcher der Datenschutzbeauftragte
nur überprüft, ob eventuell vorliegende Daten rechtmässig bearbeitet werden, aber
keine materiellen Auskünfte erteilt. In der Gesamtabstimmung wurde das neue Gesetz
gegen die Stimmen der SP und der GP angenommen. 51

Am 7. Juni lehnten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die Volksinitiative «S.o.S. –
Schweiz ohne Schnüffelpolizei», welche die Abschaffung der Staatsschutzorgane
verlangte, mit deutlicher Mehrheit ab. Die Kampagne warf kaum Wellen und stand total
im Schatten der gleichzeitig zur Abstimmung gelangenden Genschutzinitiative. Obwohl
das befürwortende Komitee von zwei sozialdemokratischen Nationalräten angeführt
wurde (de Dardel, GE und Rechsteiner, SG) engagierte sich auch die SP nur lauwarm für
die Initiative. Neben ihr hatten auch die GP, die PdA und die Lega dei ticinesi die Ja-
Parole ausgegeben; der Gewerkschaftsbund hatte hingegen auf eine Parole verzichtet.
Das Hauptargument der Befürworter bestand darin, dass die präventiv wirkenden
Staatsschutzorgane überflüssig seien, da bei einem Verdacht auf strafbare Handlungen
ohnehin die gerichtspolizeilichen Instanzen zuständig seien.
Für die Gegner des Volksbegehrens war dieses einerseits überflüssig, weil das 1997 vom
Parlament beschlossene neue Staatsschutzgesetz die politische Polizei im Sinne einer
Gesinnungsschnüffelei ausdrücklich verbietet. Andererseits sei diese Initiative auch
gefährlich, weil in den Bereichen des verbotenen Nachrichtendienstes sowie der
Bekämpfung des organisierten Verbrechens und des politisch motivierten Terrorismus
auf die Früherkennung durch eine präventive Ermittlung, aber auch auf den
diesbezüglichen internationalen Informationsaustausch nicht verzichtet werden dürfe.

Abstimmung vom 7. Juni 1998

Beteiligung: 40.1%
Nein: 1'383'055 (75.4%) / 23 6/2 Stände
Ja: 451'089 (24.6%) / 0 Stände

Parolen:
– Ja: SP (1*), GP, Lega, PdA.
– Nein: FDP, CVP, SVP, FP, SD, LP, LdU, EVP, EDU; Vorort, SGV, SBV,
Angestelltenverband.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen
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Das Resultat fiel mit 75.4 Prozent ablehnenden Stimmen deutlich aus. Kein einziger
Kanton wies eine Ja-Mehrheit auf; am besten schnitt die Initiative im Jura ab, wo sich
knapp ein Drittel dafür aussprachen. Die Ablehnung war in ländlichen Gebieten etwas
stärker als in den städtischen Agglomerationen, hingegen waren kaum Unterschiede in
bezug auf Sprachregion auszumachen. Die Vox-Analyse ergab, dass das Interesse der
Stimmberechtigten an diesem Thema nur gering war. Sie zeigte weiter auf, dass auch
Personen mit linker politischer Grundhaltung die Initiative mehrheitlich ablehnten und
nur etwa die Hälfte der Sympathisanten der SP die Parteiparole befolgt hatten. Nach
der Ablehnung der S.o.S.-Initiative stand der Inkraftsetzung des neuen
Staatsschutzgesetzes nichts mehr im Wege; sie erfolgte auf den 1. Juli. 52

Für grosse Aufruhr sorgte ein Spionagefall im Nachrichtendienst. Ein beim
Nachrichtendienst des Bundes angestellter Informatik-Spezialist hatte eine
Datenmenge im Tera-Bereich gestohlen. Aufgrund von Hinweisen der UBS konnte der
Dieb verhaftet und die Daten sichergestellt werden, bevor sie wie geplant ins Ausland
verkauft werden konnten. Durch den Datendiebstahl wurde auch das sich in
Ausarbeitung befindende, neue Nachrichtendienstgesetz aktuell. Dieses sieht u.a. die
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage vor, mit welcher der Nachrichtendienst seine
Agenten jederzeit überprüfen kann. Auch die Geschäftsprüfungsdelegation des
Parlaments beschäftigte sich mit dem Spionagefall und will bis Frühling 2013 einen
Bericht zuhanden des Bundesrates abschliessen. 53

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.05.2012
NADJA ACKERMANN

Dass Handlungsbedarf bezüglich des Nachrichtendienstes besteht, hat im vergangen
Jahr der Spionagefall im Nachrichtendienst des Bundes (NDB) bestätigt. Im Nachgang
an den durch einen UBS-Mitarbeiter aufgedeckten Datendiebstahl beim NDB im Mai
2012 führte die Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) vom November 2012 bis Februar
2013 eine formelle Inspektion zur Informatiksicherheit im NBD durch. Im Juli 2013
übergab die Delegation den Bericht sowie elf Empfehlungen an den Bundesrat. Der
Öffentlichkeit wurde aus Überlegungen zum Schutz des Staatsinteresses lediglich eine
Zusammenfassung des Berichts zugänglich gemacht. Die GPDel hatte festgestellt, dass
bei der Schaffung des NDB aus den beiden Vorgängerorganisationen ein Defizit an
Personalressourcen bestand, da das VBS den Dienst für Analyse und Prävention (DAP)
ohne Personal vom EJPD übernommen hatte. Der NBD hatte folglich dasselbe
Aufgabenpensum mit weniger Arbeitskräften zu bewältigen. Aufgrund dieser knappen
Personalressourcen in der Informatik und des unzulänglichen Risikomanagements war
der NBD zu wenig darauf ausgerichtet, die Verfügbarkeit, die Integrität und die
Vertraulichkeit der Daten als zentrale Zielsetzung der Informatiksicherheit zu
gewährleisten. 54

BERICHT
DATUM: 03.07.2013
NADJA ACKERMANN

Im Mai 2014 kommunizierte der Nachrichtendienst des Bundes (NDB) in seinem
Lagebericht zur Sicherheit des NDB 2014 seine aktuellen Einschätzungen der
Sicherheitsgefährdungen in der Schweiz. Dabei hob er die vergleichsweise stabile und
ruhige sicherheitspolitische Situation hervor. Die Schweiz sei weiterhin kein prioritäres
Ziel dschihadistisch motivierter Anschläge. Im Brennpunkt des Lageradars lägen die
Wirtschaftsspionage und die Spionage gegen sicherheitspolitische Interessen der
Schweiz. 55

BERICHT
DATUM: 05.05.2014
NADJA ACKERMANN

Im Juni warf die Affäre um Dominique Giroud hohe Wellen. Der Walliser Weinhändler,
gegen den in der Waadt Strafverfahren wegen Betrugs, Waren- sowie
Urkundenfälschung liefen und in Genf wegen Steuerbetrugs ermittelt wurde, hatte
versucht, zwei Westschweizer Journalisten auszuspionieren. Diese hatten zuvor
brisante Informationen über Giroud veröffentlicht. Kurz darauf kam aus, dass der von
Giroud angeheuerte Privatdetektiv selbst dem Westschweizer Fernsehen heikle
Informationen über den Weinhändler zugespielt hatte. 
Da am Spionageversuch nicht nur ein Privatdetektiv und ein Hacker, sondern auch ein
Mitarbeiter des schweizerischen Nachrichtendiensts (NDB) beteiligt war, schwappte der
Fall bis nach Bundesbern. Hier hatte sich die Geschäftsprüfungsdelegation (GPDel) als
Aufsichtsbehörde des NDB mit der Frage zu befassen, ob das Risikomanagement des
Nachrichtendiensts funktioniert hatte. Der Fall offenbarte dabei Mängel bei der
Auswahl und Führung der Agenten. Nach dem NSA-Skandal gab die Affäre Giroud somit
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den Gegnern des neuen Nachrichtendienstgesetzes weitere Argumente in die Hand. 56

Um den komplexer und dynamischer werdenden Bedrohungen für die
Informationsgesellschaft Rechnung zu tragen, beabsichtigte der Bundesrat, ein
Bundesgesetz über die Informationssicherheit (ISG) zu schaffen. Angriffe auf
Informationssysteme des Bundes hätten wiederholt gezeigt, dass der Schutz von
Informationen Lücken aufweise, welche unter anderem auf unzeitgemässe und
inkohärente Rechtsgrundlagen zurückzuführen seien. Mit dem neuen Gesetz sollen
einheitliche gesetzliche Grundlagen für das Management der Informationssicherheit
beim Bund geschaffen und somit Schwachstellen des geltenden Rechts behoben
werden. Den Begriff der Informationssicherheit definierte der Bundesrat im
erläuternden Bericht als «sämtliche Anforderungen und Massnahmen, die zum Schutz
der Vertraulichkeit, Verfügbarkeit, Integrität und Nachvollziehbarkeit von Informationen
dienen, und zwar unabhängig davon, ob die Informationen elektronisch, mündlich oder
in Papierform bearbeitet werden.» Die im bestehenden System sektoriell angelegten
Rechtsgrundlagen und organisatorischen Zuständigkeiten seien nicht effizient und
sollten daher durch eine einheitliche Regelung ersetzt werden.

Bei der im Jahr 2014 durchgeführten Vernehmlassung waren überwiegend positive
Rückmeldungen eingegangen. Von den insgesamt 55 Vernehmlassungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern standen unter anderen 17 Kantone, die CVP und die SP,
Economiesuisse sowie die Bundesanwaltschaft und ihre Aufsichtsbehörde dem Entwurf
grundsätzlich positiv gegenüber, brachten jedoch einige Änderungsvorschläge an. Diese
bezogen sich vor allem auf die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen, die
Präzisierung von im Gesetzestext verwendeten Begriffen sowie auf die Schnittstellen
zwischen Informationssicherheit, Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip. Sieben
Kantone, die FDP sowie drei weitere Teilnehmende, darunter das Bundesgericht,
sprachen ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Vorlage aus. Vollumfänglich ablehnend
äusserte sich einzig die SVP, die im neuen Gesetz keinen Mehrwert gegenüber gezielten
Verbesserungen am heutigen System sah. Von den drei Teilnehmenden, die dem
Entwurf grundsätzlich skeptisch gegenüberstanden, würde der Kanton Bern dem
Entwurf nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die kantonalen und kommunalen
Behörden bei der Anwendung des ISG auf die im Gesetz vorgesehenen Fachstellen des
Bundes zurückgreifen können und sie diese nicht selber aufbauen müssen. Der SGV
kritisierte indessen den «irreführenden Titel» sowie die mangelhafte Qualität der
erläuternden Materialien. Nach seinem Vorschlag sollte das Gesetz besser
«Bundesgesetz über die Informationssicherheit in Bundesbehörden und ähnlichen
Organisationen» genannt werden, da es sich nicht um ein gesamtgesellschaftliches
Regelwerk zu Information und Informationssicherheit handle. Im Ergebnisbericht des
Vernehmlassungsverfahrens folgerte das Generalsekretariat des VBS, dass die
überwiegende Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser die Schaffung
eines Informationssicherheitsgesetzes begrüsst. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.10.2014
KARIN FRICK

In seiner dem Parlament im Februar 2017 unterbreiteten Botschaft stellte der
Bundesrat den Entwurf zum neuen Informationssicherheitsgesetz (ISG) vor. Im Zentrum
des Gesetzgebungsprojektes stehen mit der Zusammenführung der wichtigsten
Rechtsgrundlagen im Bereich der Informations- und Informatikmittelsicherheit des
Bundes in einen einzigen Erlass sowie mit der Einführung einer einheitlichen Regelung
für alle Behörden und Organisationen des Bundes zur Erreichung eines möglichst
einheitlichen Sicherheitsniveaus zwei ambitiöse Ziele. Dazu sollen im neuen Gesetz
insbesondere das Risikomanagement, die Klassifizierung von Informationen, die
Sicherheit beim Einsatz von Informatikmitteln, die personellen Massnahmen und der
physische Schutz von Informationen und Informatikmitteln geregelt werden.
Ausdrücklich festgehalten werden soll auch der Vorrang des Öffentlichkeitsgesetzes,
um zu betonen, dass das Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung weiterhin
uneingeschränkte Geltung haben wird. Überdies überführte der Bundesrat die
Regelungen über die Personensicherheitsprüfung vom BWIS in das neue ISG und
erweiterte den Geltungsbereich des militärischen Betriebssicherheitsverfahrens auf
zivile Beschaffungen, um die Informationssicherheit bei der Vergabe von
sicherheitsempfindlichen Aufträgen an Dritte zu gewährleisten. Die Kantone sind vom
neuen Gesetz insofern betroffen, als sie bei der Bearbeitung von klassifizierten
Informationen des Bundes und beim Zugriff auf seine Informatikmittel für eine
gleichwertige Informationssicherheit sorgen müssen. Dazu sollen sie in einem
Koordinationsorgan Einsitz nehmen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Mit einem langen Votum eröffnete Ständerat Isidor Baumann (cvp, UR) als Sprecher der
vorberatenden SiK-SR in der Wintersession 2017 die Debatte im Erstrat. Er gab dem
Ratsplenum einen Einblick in die Arbeiten der Kommission und legte dar, wie sie im
Verlaufe von vier Sitzungen zu ihren Entscheidungen gelangt war. Zum grossen und sehr
grundsätzlichen Diskussionspunkt der Gesetzesentschlackung führte er aus, man habe
sich von der Verwaltung erklären lassen, dass Umfang und Dichte der vorgeschlagenen
Regulierung – der Gesetzesentwurf umfasst immerhin 92 Artikel – notwendig seien, weil
die Bestimmungen für verschiedenste Behörden, darunter auch das Bundesgericht und
die Nationalbank, gelten sollen und eine solche einheitliche Lösung nur auf Gesetzes-
und nicht auf Verordnungsstufe erlassen werden könne. Um sich ein besseres Bild von
den Auswirkungen des neuen Gesetzes machen zu können, hatte die Kommission bei
der Bundesverwaltung weitere Unterlagen angefordert, so beispielsweise eine Liste der
zu schliessenden rechtlichen Lücken, eine Auflistung der indirekten Auswirkungen auf
die Kantone und genauere Angaben zu personellen und finanziellen Folgen. Darüber
hinaus hatte sie Professor Markus Müller, Leiter der Expertengruppe, die am Anfang
dieses Gesetzgebungsprojektes gestanden hatte, EDÖB Adrian Lobsiger, RK-MZF-
Generalsekretär Alexander Krethlow sowie Vertreterinnen und Vertreter des
Bundesgerichts, der Parlamentsdienste, der Nationalbank und der Wirtschaft angehört.
Der integrale Ansatz und die angestrebte Vereinheitlichung seien am
Gesetzgebungsprojekt von allen Eingeladenen gelobt worden und auch der
Handlungsbedarf sei unbestritten anerkannt worden. Kritisiert worden sei die Vorlage
vor allem von der Wirtschaftsvertretung, welche das Gesetz auf seine KMU-Tauglichkeit
überprüft und mit der laufenden Revision des Bundesgesetzes über das öffentliche
Beschaffungswesen abgestimmt wissen wollte. Krethlow habe indes als
Kantonsvertreter die Forderung platziert, dass die Kantone für ihre Tätigkeiten im
Zusammenhang mit dem Informationssicherheitsgesetz vollumfänglich vom Bund
entschädigt werden sollten. Zusammen mit einer Stellungnahme des VBS hatten die in
den Anhörungen vorgebrachten Vorschläge und Empfehlungen der Kommission als
Grundlage für die Detailberatung gedient. Noch unklar war die Höhe der
Umsetzungskosten gewesen, weil das anzustrebende Sicherheitsniveau von den
Bundesbehörden erst im Rahmen des Vollzugs festgelegt werde. Der Bundesrat habe
sich jedoch einverstanden gezeigt, die SiK-SR zu allen kostenrelevanten
Umsetzungsstrategien und Vollzugserlassen zu konsultieren. Die SiK-SR hatte dem
Entwurf sodann einstimmig zugestimmt. Nach diesen umfangreichen Erläuterungen trat
der Ständerat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein.

In der Detailberatung zeigte sich die Unbestrittenheit der Vorlage: Zu keinem der
zahlreichen Änderungsanträge der SiK-SR fand eine Diskussion statt und auch der
Bundesrat zeigte sich mit allen Anpassungen einverstanden. Trotz der vielen Anträge,
die alle stillschweigend angenommen wurden, änderte sich inhaltlich nur wenig am
Entwurf des Bundesrates. So wurde die Trinkwasserversorgung explizit in die Liste der
kritischen Infrastrukturen aufgenommen und die systematische (und nicht nur
vorübergehende) Verwendung der AHV-Nummer zur Identifikation von Personen, die
Zugang zu Informationen, Informatikmitteln, Räumlichkeiten und anderen
Infrastrukturen des Bundes haben, erlaubt. Die Bestimmung, wonach Umsetzung,
Zweckmässigkeit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit des ISG periodisch überprüft
werden muss, ergänzte der Ständerat dahingehend, dass diese Überprüfung durch eine
unabhängige Stelle, namentlich durch die Eidgenössische Finanzkontrolle, zu
geschehen habe. Des Weiteren nahm er das Personal von Fedpol und
Bundesanwaltschaft einerseits sowie dolmetschende und übersetzende Personen im
Asylbereich andererseits in den Kreis jener Personen auf, die unabhängig davon, ob sie
Zugang zu geschützten Informationen oder Informatiksystemen des Bundes haben,
einer Sicherheitsprüfung unterzogen werden können. Ins Muster der fehlenden
Kontroverse fügte sich schliesslich auch die Gesamtabstimmung ein, bei der die kleine
Kammer die Vorlage einstimmig (bei vier Enthaltungen) annahm. 58

Wie im vergangenen Dezember schon der Ständerat und dessen sicherheitspolitische
Kommission stellte im Frühjahr 2018 auch die SiK-NR Handlungsbedarf im
Informationssicherheitsmanagement des Bundes fest. Anders als ihre
Schwesterkommission, der die kleine Kammer widerstandslos gefolgt war, zweifelte die
nationalrätliche Kommission jedoch am Mehrwert, den das
Informationssicherheitsgesetz mit sich brächte. Die bedeutendsten Unbekannten im
Gesetzgebungsprojekt waren nach wie vor die Kosten und der Personalaufwand im
Zusammenhang mit der Umsetzung. Während sich der Ständerat mit der Zusicherung
zufriedengegeben hatte, zu den Kosten später noch einmal konsultiert zu werden,
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beauftragte die SiK-NR die Verwaltung, die Kosten und den Personalaufwand für
verschiedene mögliche Sicherheitsniveaus zu beziffern. Es wurden also drei mögliche
Szenarien vorgestellt: Ambitionsniveau 1 mit Kosten von CHF 5 Mio. und 9,5 bis 15,5
zusätzlichen Stellen, Ambitionsniveau 2 mit Kosten von CHF 33 bis 58 Mio. und 42
zusätzlichen Stellen sowie Ambitionsniveau 3 mit Kosten von CHF 62 bis 87 Mio. und 78
zusätzlichen Stellen. Für die Kommissionsmehrheit standen diese beträchtlichen
Kosten in einem ungenügenden Verhältnis zum Ertrag und darüber hinaus befürchtete
sie, der neu geschaffene, komplexe Informationsschutzapparat könnte eine
Eigendynamik entwickeln und sich zunehmend der Kontrolle durch das Parlament
entziehen. Aus diesen Gründen beantragte die Mehrheit der SiK-NR ihrem Rat
Nichteintreten. Eine Minderheit erachtete hingegen den gesamtheitlichen Ansatz der
Vorlage als zentral, um die Informationssicherheit beim Bund zu verbessern. Sie hielt
die Kosten für vertretbar, da dadurch Sicherheitslücken geschlossen und die
Koordination erheblich verbessert werden könne. Einen drohenden Kontrollverlust des
Parlaments sah sie nicht und beantragte folglich Eintreten. Die Eintretensdebatte
gestaltete sich dementsprechend umfangreich, kontrovers und emotionsgeladen.

Die bürgerlichen Fraktionen machten sich – mit Ausnahme der BDP – für den
Nichteintretensantrag stark. Die Kosten entsprächen einer «Blackbox» und es sei
«unseriös», nur auf Annahmen gestützt zu entscheiden; anstatt Experimente zu
machen, sollten besser bestehende Gesetze angepasst werden, um die Sicherheit zu
gewährleisten, so Ida Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) als Vertreterin der CVP-Fraktion.
David Zuberbühler (svp, AR) legte die Ansicht der SVP-Fraktion dar: Das Gesetz sei ein
neues «Bürokratiemonster», biete nur «Scheinsicherheit» und sei einen konkreten
Nutzennachweis bisher schuldig geblieben, weshalb es «brandgefährlich» sei, darauf
einzutreten. Für die FDP-Fraktion waren vor allem die Bedenken bezüglich der
Kostenfolgen ausschlaggebend dafür, dass man nicht auf das überladene Gesetz und
den damit verbundenen «Blindflug» eintrete. Demgegenüber stellte BDP-
Fraktionssprecherin Rosmarie Quadranti (bdp, ZH) Eintreten als alternativlos dar;
angesichts des Handlungsbedarfs sei Nichtstun jetzt «fahrlässig». Priska Seiler Graf (sp,
ZH) hielt als Vertreterin der SP-Fraktion eine regelrechte Brandrede für Eintreten: Das
Gesetz werde dringend benötigt und es sei «fatal», dass anstelle der Sicherheitsfragen
vielmehr die finanziellen Folgen im Zentrum der Beratungen in der
sicherheitspolitischen Kommission gestanden hätten. Sie warf der SiK
«Arbeitsverweigerung» vor und wies darauf hin, dass man nach dem Eintreten die
Möglichkeit hätte, das – je nach Ansicht überladene, unberechenbare oder lückenhafte
– Gesetz zu «entrümpeln». Arbeitsscheue sei in diesem Fall jedoch «geradezu
verantwortungslos», denn auch ein Versäumnis ziehe unbezifferbare Kosten nach sich.
Ins gleiche Horn blies auch der Grünen-Vertreter Balthasar Glättli (gp, ZH), indem er
Nichteintreten als «Dienstverweigerung» bezeichnete und argumentierte, dass
Informationssicherheitslecks sowohl Reputations- als auch Finanzschäden zur Folge
hätten. Auch Beat Flach (glp, AG) als Sprecher der GLP-Fraktion erschien es
unverständlich, weshalb trotz erkanntem Handlungsbedarf nicht eingetreten werden
sollte; ein weiteres Mal fiel das Wort «Arbeitsverweigerung». Die Abstimmung ergab
schliesslich 117 zu 68 Stimmen für Nichteintreten (8 Enthaltungen). Obschon die
Fraktionen der BDP, der SP, der Grünen und der GLP geschlossen für Eintreten
votierten, besiegelte die geballte Stimmkraft des SVP-/FDP-/CVP-Blocks mit nur drei
Abweichlern den Nichteintretensentscheid. 59

Mit zwölf zu einer Stimme beantragte die SiK-SR ihrem Rat im Herbst 2018, am
Eintreten auf das Informationssicherheitsgesetz festzuhalten. Das Gesetz sei im
Auftrag des Parlamentes entstanden und berücksichtige klare Vorgaben der GPK und
der GPDel, erklärte Kommissionssprecher Isidor Baumann (cvp, UR) vor dem
Ratsplenum. Er fügte eine Liste von Gründen an, weshalb das Gesetz notwendig sei: Es
brauche das Gesetz, um bei allen Bundesbehörden einen einheitlichen, minimalen
Sicherheitsstandard zu gewährleisten, um die Kantone bei der Zusammenarbeit mit
dem Bund denselben Sicherheitsvorschriften zu unterstellen, um durch die
Verwendung biometrischer Daten unberechtigte Zugriffe auf die Informationssysteme
des Bundes besser zu verhindern und um Personensicherheitsüberprüfungen bei
Betreibenden oder Verwaltenden der kritischen Informationssysteme des Bundes
durchführen zu können. Darüber hinaus könnten damit die Vertrauenswürdigkeit von
Unternehmen, die sensible Aufträge für den Bund ausführten, sowie die Einhaltung der
Sicherheitsstandards während der Auftragserfüllung kontrolliert werden. Das inhaltlich
abgestimmte Gesetz ermögliche gegenüber dem heutigen System einen
Bürokratieabbau, indem es Verantwortlichkeiten und Prozesse vereinfache und
Massnahmen standardisiere, hob Baumann die Vorteile des Projektes hervor. Auch
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Bundesrat Guy Parmelin betonte noch einmal die Bedeutung dieses Gesetzes für die
Schweiz. Stillschweigend hielt der Ständerat am Eintretensentscheid fest, womit sich
nun erneut der Nationalrat mit dem Geschäft befassen wird. 60

Nachdem der Ständerat in der Herbstsession 2018 am Eintreten auf das
Informationssicherheitsgesetz (ISG) festgehalten hatte, beriet die SiK-NR die Vorlage
im Oktober desselben Jahres zum zweiten Mal. Diesmal trat sie zwar mit 17 zu 8
Stimmen bei einer Enthaltung darauf ein, beschloss dann aber mit 17 zu 9 Stimmen die
Sistierung des Geschäftes. Unterdessen soll das VBS bis im Juni 2019
Verbesserungsvorschläge für das Gesetzgebungsprojekt ausarbeiten. Neben der
inhaltlichen Abstimmung des ISG auf die NCS und der Berücksichtigung eines
zukünftigen Kompetenzzentrums für Cybersicherheit verlangte die Kommission eine
klare Ausweisung und Limitierung sowie die departementsübergreifende Kompensation
der Umsetzungskosten. Weiter muss das VBS aufzeigen, welche Kosten im Bereich der
Betriebssicherheitsverfahren auf die öffentlichen und privaten Unternehmen in der
Schweiz zukommen bzw. wie eine Belastung der Unternehmen durch das neue Gesetz
vermieden werden kann. Generell erwartet die Kommission einen konkreteren,
einfacheren und strafferen Gesetzesentwurf. 61
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Im Lichte der Zusatzinformationen zur Abstimmung auf die NCS, zu den Kostenfolgen
sowie zu weiteren möglichen Verbesserungen der Vorlage, die die SiK-NR im Oktober
2018 vom VBS angefordert hatte, beriet die Kommission im Spätsommer 2019 das
Informationssicherheitsgesetz (ISG) im Detail und nahm einige Modifikationen vor. Mit
14 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung wollte sie aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes auf die vom Ständerat vorgesehene systematische Verwendung
der AHV-Nummer verzichten. Als weitere Differenz zur Kantonskammer beantragte sie
ihrem Rat mit 20 zu 2 Stimmen, den Bundesrat im Gesetz ausdrücklich zu verpflichten,
seine Ziele und die Kosten für die Informationssicherheit den Sicherheitspolitischen
Kommissionen zur Konsultation vorzulegen. Damit wollte sie verhindern, dass die
Umsetzung des ISG zu hohe finanzielle und personelle Ressourcen beansprucht.
Überdies entschied die Kommission einstimmig, dass die
Personensicherheitsüberprüfung auch auf Dritte, die in kritischen Funktionen für die
nationale Netzgesellschaft Swissgrid eingesetzt werden, angewandt werden kann,
jedoch nicht auf gewählte, angehende kantonale Magistratspersonen. 62
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In der Sommersession 2020 beugte sich der Nationalrat, nachdem er bei seiner ersten
Beratung im Frühling 2018 nicht auf das Geschäft eingetreten war, zum zweiten Mal
über den Entwurf zum Informationssicherheitsgesetz (ISG). Die SiK-NR hatte in der
Zwischenzeit die angeforderten Verbesserungsvorschläge vom VBS bezüglich der
Kosten für öffentliche und private Unternehmen, zur verstärkten Kontrolle des
Parlaments bei der Anwendung und Überwachung des Gesetzes, zur Abstimmung des
ISG auf die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyberrisiken sowie zur
Möglichkeit, den Bereich Personensicherheitsüberprüfung in einen separaten Erlass
auszulagern, erhalten und diskutiert. Sie beantragte ihrem Rat nun, auf die Vorlage
einzutreten. Vertreterinnen und Vertreter sämtlicher Fraktionen ausser der SVP –
deren Sprecher David Zuberbühler (svp, AR) das Gesetz als «umfangreiches und
komplexes Bürokratiemonster» bezeichnete und die hohen Umsetzungskosten
kritisierte – betonten unisono die dringende Notwendigkeit des Gesetzes im Zeitalter
der Digitalisierung und sahen die Kosten angesichts des hohen Schadenspotenzials bei
Cyberangriffen als verhältnismässig an. Auch Bundesrätin Viola Amherd hob hervor,
dass die Kosten zur Umsetzung des ISG «im Verhältnis zu dessen Nutzen gering und
gerechtfertigt» seien, denn das ISG werde «zahlreiche wesentliche Sicherheitslücken
schliessen, Einheitlichkeit schaffen und gleichzeitig die Effizienz und Wirksamkeit der
bestehenden Sicherheitsmassnahmen erhöhen». Nicht zuletzt sei auch die
international tätige Wirtschaft auf das Gesetz angewiesen, da sich die entsprechenden
Unternehmen sonst nicht mehr zertifizieren lassen und keine Aufträge im
sicherheitsrelevanten Bereich mehr ausführen könnten; «das wäre dann der Schaden
für die Wirtschaft, nicht die etwas vermehrten Kosten, die sich durch dieses Gesetz
ergeben», so die VBS-Chefin weiter. So trat der Nationalrat diesmal ohne Gegenantrag
auf die Vorlage ein.
In der Detailberatung schuf die grosse Kammer zwei Differenzen zum Ständerat. Erstens
ergänzte sie auf Antrag ihrer Kommission einen Absatz, wonach der Bundesrat seine
Ziele und die Kosten für die Informationssicherheit den sicherheitspolitischen
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Kommissionen vorlegen muss. Damit sollen diese auf jeden Fall zu einem allfällig
geplanten Wechsel des Sicherheits-Ambitionsniveaus, das vom Bundesrat festgelegt
wird, konsultiert werden, weil der Wechsel auf eine höhere Sicherheitsstufe
beträchtliche Mehrkosten nach sich ziehen würde. Der Bundesrat hatte diese Änderung
abgelehnt, weil sie angesichts der ohnehin umfassenden Kontrollrechte des Parlaments
über den Bundesrat und die Verwaltung in seinen Augen überflüssig sei, unterlag mit
diesem Antrag jedoch deutlich. Zweitens schloss sich der Nationalrat in der Frage der
Verwendung der AHV-Nummer als Personenidentifikator wieder dem Entwurf des
Bundesrats an, nachdem der Ständerat hier weiter gegangen war und die systematische
Verwendung der AHV-Nummer hatte erlauben wollen. In der bundesrätlichen Version,
für die sich die Kommissionsmehrheit stark gemacht hatte, darf die AHV-Nummer
einmalig zur Personenidentifikation verwendet werden, muss nach der Erzeugung einer
nicht zurückrechenbaren Personennummer aber gelöscht werden. Eine Minderheit
Keller-Inhelder (svp, SG), die gar keine Verwendung der AHV-Nummer erlauben wollte,
und eine Minderheit Flach (glp, AG), die den ständerätlichen Beschluss stützte, blieben
chancenlos – letztere sogar, obwohl sich der Bundesrat mittlerweile ebenso für die
systematische Verwendung der AHV-Nummer aussprach, weil diese mit einer Revision
des AHV-Gesetzes sowieso eingeführt werden sollte. Mit diesen zwei inhaltlichen
Änderungen sowie einigen redaktionellen Anpassungen übergab der Nationalrat die
Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 131 zu 53 Stimmen bei einer Enthaltung –
sämtliche Opposition aus der SVP-Fraktion – wieder an den Ständerat. 63

Nachdem der Nationalrat im zweiten Anlauf im Sommer 2020 doch noch auf das
Geschäft eingetreten war, widmeten sich die eidgenössischen Räte in der
Herbstsession der Differenzbereinigung beim Informationssicherheitsgesetz. Der
Ständerat, der als Erstes an der Reihe war, zeigte sich in zwei Punkten nicht bereit, den
Beschlüssen des Nationalrats zu folgen. Mit stillschweigender Zustimmung strich er
erstens den von der Volkskammer eingefügten Absatz, dass der Bundesrat seine Ziele
und die Kosten für die Informationssicherheit zwingend den sicherheitspolitischen
Kommissionen zur Konsultation vorlegen muss, wieder aus dem Gesetz. Nach Ansicht
der SiK-SR war diese Bestimmung überflüssig, was auch Bundesrätin Viola Amherd
bekräftigte: Die Fachkommissionen könnten wie die Finanzkommission und die
Finanzdelegation jederzeit verlangen, dass sie zu einem Thema konsultiert würden, und
dieser Forderung werde immer nachgekommen. Zweitens hielt die Kantonskammer an
ihrem Beschluss fest, dass die AHV-Nummer systematisch zur Personenidentifikation
im Rahmen des Informationssicherheitsgesetzes verwendet werden darf. Eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) hatte beantragt, den Beschluss des Nationalrats zu
übernehmen, dass die AHV-Nummer nur vorübergehend zur Erzeugung einer nicht
zurückrechenbaren Personennummer verwendet werden darf, unterlag jedoch mit 31
zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung klar. VBS-Vorsteherin Viola Amherd hatte dem Rat
in Erinnerung gerufen, dass er im Juni der Änderung des AHV-Gesetzes zugestimmt
habe, das den Behörden generell die systematische Verwendung der AHV-Nummer
erlaube; es mache darum keinen Sinn, hier jetzt eine andere Regelung festzuschreiben.
In den übrigen, redaktionellen Differenzen schloss sich der Ständerat stillschweigend
dem Nationalrat an.
Die zwei vom Ständerat aufrechterhaltenen Differenzen waren anschliessend im
Nationalrat hochumstritten. Während die Mehrheit der SiK-NR sich bereit erklärte, auf
die ausdrückliche Erwähnung der Konsultationspflicht des Bundesrates zu verzichten,
beantragte eine Minderheit Hurter (svp, SH) deren Beibehaltung. Es handle sich dabei
um eine «Notbremse», um zu verhindern, dass die Kosten aus dem Ruder laufen, und
er verstehe nicht, so Hurter, «warum Sie sich weigern, Informationen zu erhalten».
Abgesehen von der geschlossenen SVP-Fraktion und drei Abweichlern aus der Mitte
hielt die grosse Kammer diesen Passus jedoch für unnötig und strich ihn endgültig aus
dem Gesetz. Während sich eine Minderheit Riniker (fdp, AG) für die systematische
Verwendung der AHV-Nummer und damit die Bereinigung auch dieser Differenz
starkmachte, wollte die Kommissionsmehrheit am Beschluss festhalten, dass die AHV-
Nummer nur einmalig zur Erzeugung einer nicht zurückrechenbaren
Identifikationsnummer verwendet werden darf und aus Gründen des Datenschutzes
nachher gelöscht werden muss. Die Grundsatzfrage der systematischen Verwendung
der AHV-Nummer durch alle Behörden solle im Rahmen der entsprechenden Revision
des AHV-Gesetzes geklärt und nicht bereits hier vorweggenommen werden,
argumentierte etwa Grünen-Sprecher Balthasar Glättli (gp, ZH). Äusserst knapp mit 90
zu 87 Stimmen bei 9 Enthaltungen erhielt die grosse Kammer diese Differenz aufrecht,
womit sich der Ständerat noch einmal damit befassen muss. 64
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Im Rahmen der Differenzbereinigung zum Informationssicherheitsgesetz (ISG)
befasste sich der Ständerat in der Wintersession 2020 abermals mit der Frage, ob zur
Personenidentifikation im Zusammenhang mit dem ISG die AHV-Nummer verwendet
werden darf. Schon in der ersten Beratung im Dezember 2017 hatte der Ständerat die
systematische Verwendung der AHV-Nummer im ISG festschreiben wollen – ein
Entscheid, der vom Nationalrat seither zweimal wieder umgestossen worden war,
zuletzt im September 2020, jedoch nur noch mit sehr knapper Mehrheit. Eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) beantragte im Ständerat erneut, aus Datenschutzgründen auf
die direkte Verwendung der AHV-Nummer zu verzichten und stattdessen eine aus der
AHV-Nummer abgeleitete Identifikationsnummer zu verwenden. Mit 30 zu 10 Stimmen
bei einer Enthaltung hielt der Ständerat jedoch an seinem Beschluss fest, die Nutzung
der AHV-Nummer als Identifikator zu erlauben. Die gleiche Konstellation – die
Kommissionsmehrheit beantragte Zustimmung zur Verwendung der AHV-Nummer, eine
Minderheit Porchet (gp, VD) deren Ablehnung – zeigte sich daraufhin auch im
Nationalrat. Nachdem dieser aber zwei Tage zuvor der Revision des AHV-Gesetzes
zugestimmt hatte, das neu allen Behörden die systematische Verwendung der AHV-
Nummer als Identifikator erlaubt, machte eine andere Entscheidung beim ISG nicht
mehr viel Sinn. Diese Geschichte sei «leider gelaufen» und die Abstimmung jetzt nur
noch «für die Galerie», fasste Thomas Hurter (svp, SH) als Sprecher der SVP-Fraktion,
die sich bislang auch gegen die Verwendung der AHV-Nummer ausgesprochen hatte,
die Lage zusammen. So schloss sich die grosse Kammer mit 140 zu 46 Stimmen dem
Beschluss des Ständerates an und räumte die letzte Differenz aus. In den
Schlussabstimmungen nahm der Ständerat das ISG einstimmig an, der Nationalrat hiess
es mit 141 zu 53 Stimmen bei einer Enthaltung gut. Abgelehnt hatte es die geschlossene
SVP-Fraktion, weil sie die Unklarheit über die Umsetzungskosten bemängelte. 65
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Einstimmig überwies der Ständerat in der Sommersession 2021 ein Postulat seiner SiK,
womit der Bundesrat darüber Bericht erstatten muss, ob zum Thema Hassreden
gesetzliche Lücken bestehen. Er soll insbesondere darlegen, was für strafrechtliche,
präventiv-polizeiliche und andere öffentlich-rechtliche Mittel zur Verfügung stehen, um
das öffentliche Auffordern zu Hass sowie die Einfuhr und Verbreitung von
extremistischem Propagandamaterial zu unterbinden. Die Kommission hatte das
Postulat im Anschluss an eine Expertenanhörung zur Bedrohung der Schweiz durch den
dschihadistisch motivierten Terrorismus eingereicht. 66
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In Erfüllung eines Postulates der SiK-SR legte der Bundesrat im November 2023 einen
Bericht vor, in dem er sich mit der Frage auseinandersetzte, welche strafrechtlichen,
öffentlich-rechtlichen und präventiv-polizeilichen Möglichkeiten und
Herausforderungen bestehen, um gegen Hassrede vorzugehen. Er kam zum Schluss,
dass in der Schweiz das Strafrecht die meisten Möglichkeiten biete, um gegen Hassrede
vorzugehen, und zwar unabhängig davon, ob diese online oder offline stattfinde.
Hassrede stelle allerdings kein im schweizerischen Recht verwendeter Begriff dar,
sodass unterschiedliche Bestimmungen – Gewaltdarstellungen (Art. 135 StGB),
Ehrverletzungen (Art. 173 ff. StGB), Drohung (Art. 180 StGB), Nötigung (Art. 181 StGB),
Verbrechen oder Vergehen gegen den öffentlichen Frieden (Art. 258 ff. StGB), davon
insb. die öffentliche Aufforderung zur Gewalt (Art. 259 StGB), sowie Diskriminierung
und Aufruf zu Hass (Art. 261bis StGB) – Anwendung finden könnten. Sowohl im Straf- als
auch im Zivilrecht sei die Rechtsdurchsetzung mangels Zugriff auf benötigte (digitale)
Daten, welche sich oft auf Servern im Ausland befänden, allerdings schwierig. 
Der Bundesrat habe im April 2023 aufgrund seines Berichts «Intermediäre und
Kommunikationsplattformen: Auswirkungen auf die öffentliche Kommunikation und
Ansätze einer Governance» das BAKOM beauftragt, eine Vernehmlassungsvorlage zur
Regulierung von Kommunikationsplattformen auszuarbeiten. Zudem arbeite der
Bundesrat aktuell an der Umsetzung der Motion 18.3592, die den
Informationsaustausch unter den Polizeibehörden der Kantone und des Bundes
vereinfachen soll. Verbesserungen seien zudem beim Bedrohungsmanagement
angezeigt, damit Hass und Hetze besser erkannt und bekämpft werden könnten. Nicht
zuletzt enthalte auch das Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film
und Videospiele Verpflichtungen zur Errichtung von Meldesystemen, die die
Verbreitung und Sichtbarkeit von Hassrede eindämmen helfen könnten. Über die im
Bericht erwähnten Massnahmen hinaus sah der Bundesrat derzeit keinen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf. 67
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Der Nationalrat nahm in der Wintersession 2023 ein im März desselben Jahres
eingereichtes Postulat Molina (sp, ZH) zum Thema gewalttätiger Extremismus in der
Schweiz mit 101 zu 92 Stimmen bei einer Enthaltung an. Damit wurde der Bundesrat
aufgefordert, einen umfassenden Bericht zur Verbreitung und zum Gefahrenpotenzial
von gewalttätigem Extremismus sowie zu allfälligen Präventions- und
Schutzmechanismen gegenüber gewalttätigen rechtsextremen, homophoben,
rassistischen und antisemitischen Gruppierungen in der Schweiz zu verfassen. Dies sei
aufgrund der Entwicklung von verschwörungstheoretischen Gruppierungen während
der Corona-Pandemie, dem jüngsten Antisemitismus-Bericht des SIG und der GRA
sowie Vorfällen von rechtsextremer Präsenz dringend nötig, wie der Postulant sein
Anliegen begründete. Des Weiteren sollte für den Bericht eine detaillierte Statistik über
rechtsextreme Gewaltakte und deren Netzwerke erstellt werden. Der Bundesrat hatte
die Ablehnung des Postulates empfohlen, da er einen zusätzlichen Bericht angesichts
anderer laufender oder abgeschlossener Arbeiten – etwa Berichten zu Hassrede,
LGBTQ-feindlichen «Hate Crimes», Gewaltextremismus sowie Terrorismus- und
Extremismusbekämpfung – als nicht nötig erachtete. Mit dieser Argumentation konnte
er die Ratsmehrheit aus Mitte-Links allerdings nicht überzeugen. 68

POSTULAT
DATUM: 12.12.2023
LUKAS LÜTOLF

Kriminalität

Der Nationalrat überwies in der Herbstsession 2022 gegen den Widerstand der SVP-
Fraktion ein Postulat Bellaïche (glp, ZH) zur Eindämmung digitaler Gewalt. Digitale
Gewalt wie Cybermobbing, Cyberstalking, Hassrede, Gewaltandrohung oder
Diskriminierung im Netz sei ein weitverbreitetes Phänomen und allzu oft kämen die
Täterinnen und Täter ungeschoren davon, so die Postulantin. Die Bekämpfung scheitere
aber nicht am materiellen Recht – einschlägige Straftatbestände seien in Kraft –,
sondern an der Rechtsdurchsetzung: Die Polizei sei zu wenig ausgebildet, ausgestattet
und koordiniert, um Täterinnen und Täter im Internet aufzuspüren. In einem Bericht
muss der Bundesrat nun aufzeigen, wie digitale Gewalt mittels konkreter Massnahmen
eingedämmt und griffig bekämpft werden kann. SVP-Nationalrätin Sandra Sollberger
(BL) hatte das Postulat mit dem Argument bekämpft, der Bund müsse seine IT-
Ressourcen momentan für Digitalisierungsprojekte nutzen, «statt zusätzliche Berichte
zu schreiben». Der Bundesrat hatte den Vorstoss unterstützt. 69

POSTULAT
DATUM: 22.09.2022
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

In die Schlagzeilen geriet die Bundesanwaltschaft aufgrund des Einsatzes so genannter
Trojaner, also versteckter Software-Programme, die ein Ausspionieren von Computern
ermöglichen. Solche Spionage-Software soll in vier Fällen zum Einsatz gekommen sein,
dreimal in der Terrorismusbekämpfung und einmal gegen organisierte Kriminalität. 70

ANDERES
DATUM: 15.10.2011
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Der Bundesrat verabschiedete im März 2021 erstmals eine offizielle Schweizerische
China-Strategie, welche konkrete Ziele und Massnahmen der Schweizer China-Politik
für die Jahre 2021-2024 beinhaltete. In seiner Medienmitteilung begründete der
Bundesrat die Relevanz der Strategie mit den aktuellen geopolitischen Entwicklungen,
insbesondere der Konkurrenz zwischen den Grossmächten USA und China, die nicht im
Interesse der Schweiz sei. Als Sitz internationaler Organisationen sehe sich die Schweiz
vielmehr als Brückenbauerin, um chinesische und westliche Vorstellungen zum
allseitigen Nutzen zu verbinden, gemeinsame Standards zu erhalten und diese
weiterzuentwickeln, führte der Bundesrat in der Strategie aus. Darüber hinaus verwies
er aber auch auf grundlegende Wertedifferenzen zwischen der Schweiz und deren
drittgrösstem Handelspartner, welche eine «kohärente Politik gegenüber China»
unumgänglich mache. Die Strategie, die im Rahmen eines interdepartementalen
Prozesses erarbeitet wurde, leitete ihre inhaltlichen Schwerpunkte – Frieden und
Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit, Digitalisierung – aus der übergeordneten
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 ab.
In Bezug auf Frieden und Sicherheit stehen laut Medienmitteilung die globale und
regionale Sicherheit, der Multilateralismus, die innere Sicherheit der Schweiz – zu

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.03.2021
AMANDO AMMANN
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denken ist dabei etwa an Industriespionage gegen Schweizer Unternehmen und
politische Spionage der tibetanischen Diaspora – und die Menschenrechte im
Vordergrund. Vor allem die Gewährleistung individueller Grundrechte sollen ein
essentieller Bestandteil der gemeinsamen Beziehungen sein. Aus diesem Grund zeigte
sich der Bundesrat bereit, den seit 2019 sistierten Menschenrechtsdialog mit China
auch im Zeitraum 2021-2024 weiterzuführen. Werte- und Systemdifferenzen seien
auch bei der Digitalisierung ein Problem, da sich die Schweiz für einen ungeteilten
digitalen Raum unter Achtung der völkerrechtlichen Grundsätze einsetze. Dabei bilde
die Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 die Grundlage für den Austausch und
Umgang mit China. China und chinesische Firmen seien aktive Mitglieder von in Genf
ansässigen internationalen Organisationen und Multistakeholder-Prozessen, welche
sich mit Themen wie dem digitalen Handel oder Cyberspace auseinandersetzen. Daher
sei das internationale Genf gut positioniert, um an der Bewältigung von
Herausforderungen der Digitalisierung mitzuwirken. 
Beim thematischen Schwerpunkt Wohlstand verwies der Bundesrat in der Strategie
hauptsächlich auf das Ziel eines diskriminierungsfreien, marktbasierten und gegenseitig
vorteilhaften Zugangs für Waren, Dienstleistungen und Investitionen. Man strebe daher
die Modernisierung des Freihandelsabkommens aus dem Jahr 2013 an und analysiere
die Bedeutung des Investitionsabkommens zwischen der EU und China. Bei diesem
Bereich besteht die Strategie nachdrücklich darauf, dass China seiner Verantwortung in
multilateralen Gremien wie der WTO, IWF, Weltbank, OECD nachkommen müsse.
Mit Blick auf das Thema Nachhaltigkeit fokussiere die Schweiz bei chinesischen
Infrastrukturprojekten auf Klima und Umwelt, Gesundheit, einen nachhaltigen
Finanzsektor und die Entwicklungszusammenarbeit, wobei die Agenda 2030 der UNO
als Referenzrahmen diene. China stünden beträchtliche Handlungsmöglichkeiten zur
Beeinflussung der globalen Nachhaltigkeit zur Verfügung, weshalb die Schweiz unter
anderem in Bezug auf das Klimaübereinkommen von Paris eine gewisse
Erwartungshaltung China gegenüber vertrete.  
Der Bundesrat beschloss zur Verfolgung dieser Ziele drei Handlungsgrundsätze, welche
die bilateralen Beziehungen prägen sollen. Erstens verfolge die Schweiz eine
eigenständige China-Politik, wobei eine Zusammenarbeit in allen Bereichen, in denen
schweizerische Interessen bestehen, angestrebt werde. Man vertrete dabei
«selbstbewusst die Grundwerte der Schweiz, wie sie in der Verfassung stehen».
Zweitens setze sich der Bundesrat für die Einbindung Chinas in die liberale
internationale Ordnung und in die Bewältigung globaler Herausforderungen ein. Wo ein
Mehrwert resultiert, stimme sich die Schweiz verstärkt mit gleichgesinnten Parteien ab.
Drittens verfolge der Bundesrat einen ausgewogenen, kohärenten und koordinierten
Ansatz gegenüber China, wobei der Austausch zwischen Parlament, Kantonen,
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Privatsektor gefördert werden soll. 
Den letzten Grundsatz bezeichnete der Bundesrat als «Whole-of-Switzerland»-Ansatz.
Um die Umsetzung der Strategie optimal auszugestalten, sind unter anderem die
Förderung von China-Kompetenzen in- und ausserhalb der Bundesverwaltung, die
Schaffung neuer Koordinationsgremien in der Verwaltung und ein
Informationsaustausch mit Akteuren ausserhalb der Verwaltung vorgesehen. Ein neu
geschaffener interdepartementaler Koordinationsausschuss soll den Informations- und
Erfahrungsaustausch zwischen allen mit China befassten Bundesstellen verbessern.
Nebst dieser verwaltungsinternen Koordinationsinstrumenten verfügt die «offizielle
Schweiz» gemäss Bericht über beinahe dreissig bilaterale Dialoge mit China, die von
verschiedenen Ämtern der Verwaltung geführt werden. Dazu kommen die
diplomatischen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Vertretungen in China selbst.
Auch im multilateralen Kontext interagiert die Schweiz mit China und kann so einen
Dialog führen. Zusätzlich helfe auch der Austausch mit gleichgesinnten Drittstaaten
über China, die Schweizer China-Kompetenzen zu stärken, führte der Bericht aus. 

Die Reaktionen auf die mit mehreren Monaten Verspätung veröffentlichte Strategie
fielen in den Medien gemischt aus. Die Aargauer Zeitung zeigte sich angesichts der
schwierigen Beziehungen zu China in der jüngeren Vergangenheit – der
Menschenrechtsdialog war 2019 ausgesetzt worden – positiv überrascht davon, wie
offen Bundesrat Cassis Reizthemen wie die Menschenrechte und die Unterdrückung
von Minderheiten ansprach. Sie sprach aber auch den «China-Spagat» der Schweiz an,
der einer Gratwanderung zwischen Wirtschaftsinteressen und Menschenrechten
gleichkomme. Die WOZ erklärte sich die «devote Haltung des Bundesrats» mit der
wirtschaftlichen Abhängigkeit der Schweiz und zeigte sich enttäuscht darüber, dass in
China aktive Schweizer Firmen nicht stärker für Menschenrechtsverletzungen in China
zur Verantwortung gezogen werden sollen. Le Temps nannte die Strategie «vorsichtig»
und Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) beschrieb die Strategie der Zeitung gegenüber
als «sehr schweizerisch, sehr pragmatisch», wobei er dies für positiv erachtete, denn
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«um etwas sagen zu können, müsse man den Dialog aufrecht erhalten». Auch  Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeigte sich in den Medien zufrieden mit der Strategie,
weil sie mit der veralteten Annahme aufräume, dass der Umgang mit China vornehmlich
wirtschaftlich-politisch und nur das Aussendepartement dafür zuständig sei. Kritischer
äusserten sich Fabian Molina (sp, ZH) und die Grünen zum Strategiepapier des
Bundesrats. Molina befürwortete zwar die einheitliche China-Strategie und die Kritik an
der Menschenrechtslage in China, war aber enttäuscht darüber, dass der Bundesrat
keine Antworten zum konkreten Umgang mit Menschenrechtsverletzungen gab. Die
Grünen lehnten die Strategie gar als Ganzes ab, da der Bundesrat die
Wirtschaftsinteressen über die Menschenrechte stelle. 
Wenige Tage nach Publikation der Strategie äusserte sich auch der chinesische
Botschafter in der Schweiz, Wang Shihting, dezidiert in einer virtuellen
Medienkonferenz dazu. Er bezeichnete die Vorwürfe westlicher Länder in Bezug auf die
Lage in der mehrheitlich von Uiguren bewohnten Region Xinjiang als «rein boshafte
politische Spekulationen» und wehrte sich auch gegen die in der Strategie geäusserten
Vorwürfe, dass China Industriespionage betreibe. Im Gegenzug äusserte er sich aber
optimistisch hinsichtlich einer Überarbeitung des chinesisch-schweizerischen
Freihandelsabkommens und versprach, dass China bereit sei dabei Kompromisse
einzugehen. 71

Russische und andere ausländische Spione konsequent auszuweisen forderte die APK-
NR in einer im September 2023 eingereichten Motion. Die Kommission begründete
ihren Vorstoss mit dem Umstand, dass die verbotene nachrichtendienstliche Tätigkeit
in der Schweiz zwar strafbar sei, sich viele Personen des diplomatischen Corps jedoch
auf die Immunität gemäss Wiener Übereinkommen berufen können. Daher bleibe zur
Verhinderung der Spionage letztlich nur die konsequente Ausweisung dieser Personen
aus der Schweiz übrig. Eine Minderheit um Roland Büchel (svp, SG) beantragte, die
Motion abzulehnen. Der Bundesrat hingegen wollte die Motion annehmen.

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2023 mit dem Anliegen. Für die
Motion stellten Fabian Molina (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE) die Motion vor.
Minderheitensprecher Büchel argumentierte, dass die Schweiz russische Diplomaten
nicht lediglich «auf der Basis von ‹Hörensagen›» ausweisen könne, es brauche immer
eine sorgfältige Einzelprüfung. Ausserdem befürchtete Büchel, dass Russland im
Gegenzug auch Schweizer Diplomatinnen und Diplomaten ausweisen werde. In der
Folge werde es für die Schweiz schwierig, ihre diplomatischen Aufgaben in Russland zu
erfüllen. Verteidigungsministerin Viola Amherd resümierte, dass es «zwischen der
Meinung der Minderheit und jener der Mehrheit eigentlich gar keine Differenz» gebe,
da alle Redner die Auffassung teilten, dass Personen, welche nachrichtendienstliche
Tätigkeiten ausführen und die Sicherheit der Schweiz gefährden, ausgewiesen werden
sollen. Der Bundesrat werde bei Annahme der Motion seine Praxis anpassen, indem
jeder einzelne Fall im Sicherheitsausschuss des Bundesrates diskutiert werde. Wenn
festgestellt werde, dass eine verbotene nachrichtendienstliche Tätigkeit ausgeführt
wurde, werde die betroffene Person ausgewiesen. Nach einigen Rückfragen seitens der
SVP-Fraktion schritt der Nationalrat zur Abstimmung und nahm die Motion mit 103 zu
74 Stimmen (19 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen sowie die Enthaltungen
stammten von der SVP- und der FDP.Liberalen-Fraktion. 72

MOTION
DATUM: 12.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Landesverteidigung

Landesverteidigung

En mars, la CEP DMF a présenté son rapport sur l'affaire Jeanmaire. Dans ses
conclusions, elle s'est déclarée en faveur d'une publication des chefs d'accusation et
du jugement subséquent, ce d'autant que l'ex-brigadier Jeanmaire, dont les droits de la
personnalité seraient atteints par cette démarche, l'a approuvé et souhaité. Elle a donc
demandé, par le biais d'un postulat, que ces différents points soient communiqués à
l'attention du public, et a également sollicité la levée du secret militaire pesant sur
l'ensemble des dossiers de la procédure, afin que l'intéressé puisse en prendre
connaissance. Le Conseil des Etats accéda partiellement à cette demande en
transmettant ce deuxième point du postulat, tandis que le Conseil national souscrivit
entièrement au souhait de la CEP DMF et transmit le texte. 
Dans ses considérations, la CEP DMF a livré quelques informations supplémentaires.
Ainsi, elle n'a constaté, dans le cadre de son mandat, aucun acte incorrect de la part du

BERICHT
DATUM: 21.06.1991
SERGE TERRIBILINI
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Ministère public de la Confédération. Elle n'a, de même, trouvé aucun témoignage
permettant d'accréditer la thèse selon laquelle l'affaire Jeanmaire aurait servi à
détourner les soupçons de l'existence d'un autre traître au sein du GRS (Groupement
renseignements et sécurité). 73

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Mit einer Ergänzung des schweizerischen Strafgesetzbuches und des
Militärstrafgesetzes möchte der Bundesrat die öffentliche Verwendung, Verbreitung,
Herstellung und Lagerung sowie die Ein- und Ausfuhr von rassistischen Symbolen unter
Strafe stellen. Im Juli schickte er einen entsprechenden Entwurf in die Vernehmlassung.
Als rassistisch gelten nach den geplanten Bestimmungen insbesondere Symbole des
Nationalsozialismus wie beispielsweise Fahnen mit Hakenkreuz oder „Heil Hitler!“-
Parolen, darüber hinaus aber auch Abwandlungen nationalsozialistischer Symbole, die
in rechtsextremen Kreisen geläufig sind und als Ersatz verwendet werden.
Die Vorschläge des Bundesrats stiessen in der Konsultation auf breiten Widerstand. Die
Demokratischen Juristinnen und Juristen Schweiz verlangten vom Bundesrat, auf die
geplanten Änderungen zu verzichten. Die Konferenz der Strafverfolgungsbehörden der
Schweiz gab zu bedenken, die vorgesehenen Bestimmungen seien nur schwer
anzuwenden. Ebenfalls abgelehnt wurde die Verschärfung der Rassismusstrafnorm von
der FDP, der SVP und den Grünen, während sich CVP und SP nicht zur Vorlage
äusserten. 74

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 02.07.2009
ANDREA MOSIMANN

Familienpolitik

Le Conseil des Etats a lui aussi accepté de pénaliser les propos homophobes, par 32
voix contre 10. Cependant, la notion d'identité de genre, approuvée par le Conseil
national, n'a pas convaincu les sénatrices et sénateurs. Par 23 voix contre 18, le
chambre haute a refusé d'inscrire ce «concept flou» dans la loi. Le projet devra donc
repasser par la chambre du peuple pour régler cette divergence. 75

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.11.2018
SOPHIE GUIGNARD

Après que le Conseil national a accepté de supprimer la notion d'identité sexuelle du
projet, l'initiative Reynard (ps, VS) visant à pénaliser les propos homophobes a été
soumise au vote final dans les deux chambres. Seule l'orientation sexuelle comme motif
de discrimination sera ajoutée à la norme pénale antiraciste. 121 voix contre 67
(provenant de l'UDC et de 5 PLR) et 8 abstentions (4 UDC, 2 PLR et 2 PDC) ont accepté
l'objet au National et 30 voix contre 12 (UDC et PLR) et une abstention (PLR) ont fait
passer la rampe à la nouvelle norme aux Etats. Désormais, les déclarations homophobes
faites publiquement et rabaissant les personnes d'une manière contraire à la dignité
humaine seront poursuivies d'office. Les peines encourues vont d'une amende
pécuniaire à une privation de liberté allant jusqu'à trois ans. 76

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2018
SOPHIE GUIGNARD

Un comité mené principalement par des membres de l'Union démocratique fédérale
ainsi que l'UDC a déposé le lundi 8 avril 2019 un référendum contre la loi résultant
d'une initiative parlementaire Reynard, acceptée en chambres, qui visait à pénaliser les
propos homophobes. Le comité référendaire estime que les discriminations sur les
orientations sexuelles sont un phénomène marginal, et que l'extension de la norme
antiraciste conduirait à des «vagues de plaintes absurdes contre des personnes qui
adoptent une attitude critique à l'égard de l'homosexualité», rapporte un article du
quotidien Le Temps. Le référendum a été nommé «non à la censure», et la liberté
d'expression sert de ressort principal au discours des référendaires. Selon le comité, la
loi contre le racisme existante a déjà été créée pour «faire taire les opposants
politiques». Une banderole appelant à la tolérance, à la diversité des opinions ainsi que
de nombreuses références à la Convention européenne des Droits de l'Homme ont
accompagné la remise des paraphes. Pour rappel, la récolte des signatures avait été
entachée par un scandale, lorsque Mathias Reynard avait dénoncé sur les réseaux
sociaux les pratiques des référendaires. Certains d'entre eux auraient fait croire aux
potentiels signataires que leur texte était une initiative contre l'homophobie. 77

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.04.2019
SOPHIE GUIGNARD
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La population suisse a accepté le 9 février 2020 de pénaliser les propos homophobes à
61.3 pourcent des voix. Avec une participation de 41.69 pourcent, le référendum contre
l'initiative parlementaire Reynard n'a pas passé la rampe. L'initiative du socialiste
valaisan bénéficiait d'un large soutien. A l'exception de l'UDC, tous les partis
représentés sous la coupole et leur section jeunes se sont prononcés pour, ainsi que le
jeune parti évangélique et le parti pirate. Dans la société civile, outre les associations
LGBTQIA+, des organisations féministes et de défense des droits humains ont soutenu
la campagne, de même que l'USS et pro familia. Du côté des Eglises, la fédération suisse
des communautés israélites et les Eglises évangéliques réformées ont offert un soutien
remarqué. Les affiches du comité «pour une protection contre les discriminations»
mettaient en scène, sur fond rose pâle, deux cœurs entrelacés à l'abri d'un parapluie.
Ces affiches, portant le slogan «non à la haine» pouvaient être aperçues dans de
nombreux magasins, bars et restaurants les semaines précédant la votation.
Le résultat de la votation n'a pas créé la surprise, l'analyse SRG Trend estimait en
décembre 2019 à 69 pourcent les votant-e-s en faveur de l'objet, une erreur de 8
points de pourcentage par rapport au résultat effectif. Seuls les cantons d'Uri,
Appenzell Rhodes Intérieures et Schwyz se sont opposés à la loi contre les
discriminations. 
L'analyse VOTO révèle que les participant-e-s au sondage ont voté en faveur de l'objet
principalement pour lutter contre les discriminations et protéger les personnes
LGBTQIA+. L'argument brandis par les adversaires de l'initiative, à savoir que
l'élargissement de la norme antiraciste représentait une limitation de la liberté
d'expression n'a convaincu que 10% des enquêté-e-s. Il s'agissait plutôt pour les
adversaires de ne pas ajouter d'interdictions à une loi en vigueur selon elles et eux déjà
suffisante.

Votation du 9 février 2020 
Participation: 41.69% 
Oui: 1'414'160 (63.1%) / Cantons: 20 1/2
Non: 827'235 (36.9%) / Cantons: 2 1/2 

Consignes de vote: 
- Oui: Les Verts, PS, PLR, PDC, Vert'libéraux, Union des villes suisses, Union syndicale
suisse (USS), Eglise évangélique-réformée (EERS), Fédération suisse des communautés
israélites (FSCI)
- Non: UDC. UDF, Association des propriétaires fonciers (HEV), Réseau évangélique
suisse
- Liberté de vote: PEV 78

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.02.2020
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Ende 2021 reichten sechs Nationalrätinnen verschiedenster Parteien sechs identische
parlamentarische Initiativen ein, die forderten, dass Aufrufe zu Hass und Gewalt
aufgrund des Geschlechts der Antirassismus-Strafnorm (Art. 261bis StGB) unterstellt
werden. Die Initiantinnen – Min Li Marti (sp, ZH; Pa.Iv. 21.513), Marianne Binder-Keller
(mitte, AG; Pa.Iv. 21.514), Jacqueline De Quattro (fdp, VD; Pa.Iv. 21.515), Sibel Arslan
(basta, BS; Pa.Iv. 21.516), Lilian Studer (evp, AG; Pa.Iv. 21.522) und Kathrin Bertschy (glp,
BE; Pa.Iv. 21.527) begründeten ihr Anliegen mit der weiten Verbreitung von Gewalt und
Hass an Frauen, der mit einem klaren Signal – wie demjenigen der Unterstellung unter
die Antirassismus-Strafnorm – Einhalt geboten werden könnte. Ob neben der sexuellen
Orientierung auch Diskriminierungen und Hass aufgrund der Geschlechtsidentität in die
Antirassismus-Strafnorm aufgenommen werden sollten, war auch bereits während der
Beratungen zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Reynard (sp, VS; Pa.Iv.
13.407) diskutiert worden, die im Februar 2020 an der Urne bestätigt worden war. Die
erstberatende RK-NR, die sich Ende Juni 2022 über die sechs neuen
parlamentarischen Initiativen beugte, gab diesen mit 16 zu 6 Stimmen Folge. 79

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2022
MARLÈNE GERBER

Während sich die RK-NR im Vorjahr noch grossmehrheitlich dafür ausgesprochen
hatte, sechs parlamentarischen Initiativen Folge zu geben, die fordern, dass Aufrufe zu
Hass und Gewalt aufgrund des Geschlechts der Antirassismus-Strafnorm unterstellt
werden sollen, entschied sich ihre Schwesterkommission im Mai 2023 anders: Mit 6 zu
4 Stimmen bei einer Enthaltung gab die RK-SR dem durch sechs Parlamentarierinnen
unterschiedlichster politischer Couleur portierten Anliegen keine Folge. Somit wird
sich der Nationalrat im Vorprüfungsverfahren mit der Frage auseinanderzusetzen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.05.2023
MARLÈNE GERBER
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haben. 80

Alterspolitik

Der Vorschlag des Bundesrates zum Gleichstellungsartikel (Art. 8) sah vor, neben dem
Grundsatz, wonach alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind (Abs. 1), eine Liste der
verbotenen Diskriminierungen anzuführen (Abs. 2). So sollte niemand benachteiligt
werden dürfen, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, der
Sprache, der sozialen Stellung, der religiösen, weltanschaulichen oder politischen
Überzeugung oder wegen einer körperlichen oder geistigen Behinderung. Im
Ständerat, der die Vorlage als Erstrat behandelte, wollten mehrere Abgeordnete weitere
Diskriminierungstatbestände explizit aufnehmen, so etwa Beerli (fdp, BE) den Begriff
der Lebensform, um den alternativen Partnerschaften besser gerecht zu werden,
Leumann (fdp, LU) das Kriterium des Alters, womit in erster Linie ein besonderer Schutz
der Jugend anvisiert wurde, und Brändli (svp, GR) neben der körperlichen und geistigen
auch die psychische Behinderung. In zwei Eventualabstimmungen wurden die Anträge
Beerli und Brändli angenommen, jener von Leumann ganz knapp abgelehnt. Schliesslich
setzte sich aber Spoerry (fdp, ZH) mit dem Argument durch, angesichts der Tatsache,
dass wohl keine Aufzählung je abschliessend sein könne, sei es sinnvoller, die Liste
gänzlich fallen zu lassen und in Abs. 2 nur zu sagen, dass niemand diskriminiert werden
darf. 81

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1998
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Fahrende

Im Juni 2017 sollte der Bundesrat mit einer Motion Munz (sp, SH) beauftragt werden,
den internationalen „Roma Holocaust Memorial Day“ anzuerkennen. In seiner
Stellungnahme vom August 2017 hatte der Bundesrat die Motion zur Ablehnung
empfohlen. Die parlamentarische Abstimmung über das sensible Thema kam aber erst
gar nicht zustande, da die Motionärin ihren Vorstoss in der Frühjahrssession 2018
zurückzog. 
In Ermahnung der zahlreichen Roma- und Sintiopfer des Zweiten Weltkrieges hatte das
Europäische Parlament im April 2015 den 2. August zu deren Gedenktag erklärt und war
in seiner Resolution von der Europäischen Kommission im Juli desselben Jahres
bestätigt worden. Die Schweiz beschränkte ihre Gedenkaktivitäten bisweilen auf den 27.
Januar, den internationalen Tag des Gedenkens an die Opfer des Holocaust. Die
Motionärin erachtete es aber gerade zu diesem Zeitpunkt als relevant – die Schweiz
hatte seit März 2017 zum ersten Mal den Vorsitz der International Holocaust
Remembrance Alliance (IHRA) inne –, dass die Schweiz besonders gegenüber den Roma
und Sinti ein klares Zeichen setze. Die Kultur und Verfolgungsgeschichte dieser
Minderheitengruppen seien gerade in der Schweizer Gesellschaft nur wenig bekannt
und würden auch nicht speziell im Rahmen der obligatorischen Schulbildung vermittelt.
Dies führe mitunter dazu, dass Klischees und Vorurteile unhinterfragt weitergegeben
würden und die Roma und Sinti wieder verstärkt Diskriminierung sowie Hassreden und
physischen Übergriffen ausgesetzt seien – in der Schweiz wie auch in ganz Europa.
Gerade vor diesem Hintergrund sei es von grosser Bedeutung, dass auch der 2. August
offiziell anerkannt werde.
Der Bundesrat beteuerte in seiner Stellungnahme, dass er die Bestrebungen zur
Sensibilisierung jüngerer Generationen für sämtliche Opfer des Nationalsozialismus
vollumfänglich anerkenne. Er verwies zugleich aber darauf, dass auch viele andere
Länder – bspw. Deutschland, Italien oder die skandinavischen Länder – keinen
expliziten Gedenktag für die Roma- und Sintiopfer pflegten, dieser aber im Rahmen des
internationalen Gedenktages mit allen anderen Opfern zusammen gedenken würden.
Diesen Ansatz verfolge auch die Schweiz. Im Rahmen des jährlichen Gedenkens vom 27.
Januar habe die Schweiz aber auch konkrete und spezifische Aktivitäten zur Ermahnung
der Verfolgung dieser Gruppen durchgeführt und man werde solche Aktivitäten auch
weiterhin durchführen. Über die besondere Notwendigkeit der Bekanntmachung dieser
Kultur und Geschichte sei er sich aber dennoch bewusst, weswegen der Bund im
Rahmen des Aktionsplans „Jenische, Sinti, Roma“ auch Sensibilisierungsprojekte in
Schulen und die Entwicklung von Unterrichtsmaterialien vorsehe. In ebendiesen
Aktionsplan und dessen Erfolg setzte die Motionärin ihre ganze Hoffnung und bedankte
sich hierfür beim Bundesrat, ehe sie ihren Vorstoss offiziell zurückzog. 82

MOTION
DATUM: 15.03.2018
MELIKE GÖKCE

01.01.65 - 01.01.24 30ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Medien

Presse

Nachdem das Bundesgericht die Verurteilung des sogenannten Kristallnacht-
Twitterers wegen Rassendiskriminierung im November 2015 gestützt hatte, befasste es
sich einen Monat später erneut mit dem Fall, diesmal jedoch aus der Perspektive der
Medienfreiheit. Der sogenannte Kristallnacht-Twitterer, ein ehemaliger SVP-
Lokalpolitiker, hatte seiner Verärgerung ob dem Freispruch des Sekretärs der
Muslimischen Gemeinde Basel, welcher aufgrund der Aussage, es sei "okay", wenn ein
Mann seine Frau mit Schlägen zum Geschlechtsverkehr zwinge, angeklagt worden war,
im Sommer 2012 mit folgendem Tweet Luft gemacht: "Vielleicht brauchen wir wieder
eine Kristallnacht ... diesmal für Moscheen". Ein im Jahr 2014 gefällter Entscheid des
Bezirksgerichts Uster hatte zwei Journalisten der NZZ und des Tages-Anzeigers durch
Androhen einer Ordnungsbusse untersagt, in ihrer Berichterstattung Namen, Alter und
Wohnort des Angeklagten sowie Fotos des Beschuldigten und die Adresse dessen Blogs
zu erwähnen. Nachdem das Obergericht hier bereits korrigierend eingewirkt hatte,
revidierte das Bundesgericht im Dezember 2015 diesen Entscheid vollständig und
gewichtete somit die Medienfreiheit höher als die schutzwürdigen Interessen des
unterdessen Verurteilten. Dazu käme, dass gerade mit einem Internetblog die
Öffentlichkeit ja gesucht werde, weswegen es "schwer nachvollziehbar" sei, dass in der
Berichterstattung gerade auf die Erwähnung des Blogs verzichtet werden müsse. 83

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 02.12.2015
MARLÈNE GERBER

Ebenfalls im Sinne der Presse entschied das Bundesgericht im Juli 2016, indem es zwei
Beschwerden des sogenannten Kristallnacht-Twitterers auf Persönlichkeitsverletzung
in einem Online-Artikel der "Schweiz am Sonntag" und auf der Homepage eines
Rassismus-Experten abwies. Der Kläger und ehemalige SVP-Lokalpolitiker war zuvor
aufgrund seines Tweets, worin er die Meinung äusserte, dass es eventuell wieder eine
Kristallnacht brauche – dieses Mal für Moscheen –, wegen Rassendiskriminierung
verurteilt worden. Das Sonntagsblatt hatte als Reaktion auf den Tweet in einem
Kommentar unter anderem die Ansicht geäussert, dass solche Personen nichts in einer
Partei zu suchen hätten, die sich zu den Grundsätzen der Freiheit und Demokratie
bekenne. Die oberste eidgenössische Gerichtsinstanz kam zum Schluss, dass im
vorliegenden Falle ein öffentliches Interesse zur Berichterstattung bestanden habe, da
Diskussionen zum Islam in der Schweiz zum aktuellen politischen Diskurs gehörten. Und
– wie bereits in zwei im Vorjahr gefällten Urteilen festgehalten – habe der Kläger mit
seinem Tweet die Öffentlichkeit gesucht. Ferner hielt das Bundesgericht fest, dass der
Tweet, welcher in Reaktion auf einen Einzelfall entstanden war, in seiner Klarheit auch
beim Durchschnittsleser keine Zweifel ob dessen Sinn aufkommen lasse und das in der
"Schweiz am Sonntag" geäusserte Werturteil deswegen nicht zu beanstanden sei. 84

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.07.2016
MARLÈNE GERBER

Neue Medien

Der Nationalrat stimmte einer Motion Burkhalter (fdp, NE) zu, die vom Bundesrat die
Erarbeitung einer nationalen Strategie zur Bekämpfung der Cyberkriminalität fordert.
Insbesondere sollen Massnahmen gegen Spionage im Internet und gegen
Datenmissbrauch entwickelt werden. Im Vorjahr war die Motion bereits im Ständerat
angenommen worden. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion empfohlen, dies
mit der Begründung, dass die Schweiz bereits über eine Strategie gegen
Cyberkriminalität verfüge. 85
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DATUM: 03.06.2009
SABINE HOHL
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bei den eidgenössischen Abstimmungen wich die SVP bei vier Vorlagen von Bundesrat
und Parlament ab, darunter dem Kulturartikel und den Blauhelmen. Das Nein zum
Kulturartikel entstand jedoch nur mit Zufallsmehr. Bei den Blauhelmen wichen fünf und
beim Kulturförderungsartikel neun Kantonalparteien (von insgesamt 19) von der
Mutterpartei ab und stimmten damit für den Parlamentsbeschluss. Als einzige
Regierungspartei lehnte die SVP Schweiz auch die leistungsabhängige
Schwerverkehrsabgabe und - allerdings wiederum nur durch Zufallsmehr - das
Krankenversicherungsgesetz ab. Dem Verbot der Rassendiskriminierung stimmte sie
klar zu, sieben Kantonalsektionen lehnten es jedoch ab. 86

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Die im Vorjahr auf der Homepage der Kommunalsektion Widen (AG) aufgeschalteten, in
Text verpackten, aber durch Hervorhebung erkennbaren rassistischen Slogans hatten
ein Nachspiel. Wegen der rechtsextremistischen Äusserungen wurden der Präsident
und ein Vorstandsmitglied zu bedingten Geldstrafen verurteilt. 87

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.02.2013
MARC BÜHLMANN

Bei der Lancierung der Ausschaffungsinitiative 2011 hatte ein provokatives Inserat der
SVP-Kampagne die Gemüter erregt. Einige Zeitungen weigerten sich sogar, die Annonce
mit der Unterschrift „Kosovaren schlitzen Schweizer auf!“ abzudrucken. Zwei Kosovaren
aus dem Kanton Zürich erstatteten in der Folge Strafanzeige wegen Verstosses gegen
die Antirassismus-Strafnorm. Die Staatsanwaltschaften der Kantone Zürich und Bern
hatten sich in der Folge über ein Jahr lang über die Zuständigkeit und den
Gerichtsstand gestritten. Das Bundesstrafgericht wies den Fall Bern zu, wo die
Strafuntersuchung allerdings eingestellt wurde. Dagegen führte die Anklage allerdings
erfolgreich Beschwerde. Das Obergericht des Kantons Bern wies die Staatsanwaltschaft
darauf hin, dass der Fall zwingend einem unabhängigen Strafgericht überlassen werden
müsse. Angezeigt wurde schliesslich Toni Brunner, der als Parteipräsident und
Wahlkampfleiter die Verantwortung übernahm. Allerdings wurde die Immunität
Brunners von den zuständigen Parlamentskommissionen geschützt. 88

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Bei den eidgenössischen Abstimmungen kämpfte die EDU unter anderem gegen den
Kulturförderungsartikel, die UNO-Blauhelmtruppen und das
Krankenversicherungsgesetz. Zum Verbot der Rassendiskriminierung beschloss sie
Stimmfreigabe; ihre grösste Kantonalsektion (Bern) empfahl ein Ja. 89

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Bei den eidgenössischen Abstimmungen stimmte die FPS achtmal gegen Bundesrat und
Parlament und bejahte insgesamt nur gerade drei der eidgenössischen Vorlagen.
Vehement wehrte sie sich namentlich auch gegen das Anti-Rassismus-Gesetz. 90

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.1994
EVA MÜLLER

Das Obergericht des Kantons Bern bestätigte ein Urteil gegen den Präsidenten der
Freiheitspartei, Jürg Scherrer (BE), wegen Rassendiskriminierung. 91

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.11.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Kanton Tessin selber eckte die Partei wie eh und je vor allem mit
rechtspopulistischen, teilweise vulgären Aktionen an. Für besonders hohe Wellen
sorgte der Sohn des Gründers der Partei, Boris Bignasca, der dem ehemaligen SP-
Kantonsrat und Schriftsteller Giovanni Orelli den Tod wünschte. Sogar die Tessiner
Kantonsregierung – nota bene mit zwei Vertretern (Marco Borradori und Norman Gobbi)
der Lega bestückt – verurteilte die schwerwiegende Beleidigung einstimmig. Diese
Geschichte zeigte auch auf, wie die Lega ihre Rolle zwischen rechter Opposition und
Mehrheitspartei nach wie vor suchte. Seit 2011 ist die Lega im Tessin zweitstärkste Kraft
und stellt zwei der fünf Regierungsräte. 92

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.05.2012
MARC BÜHLMANN
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Die Partei national orientierter Schweizer (Pnos) ist Sammelbecken der parteipolitisch
aktiven rechtsextremistischen Szene. Eine von der deutschen Bundesanwaltschaft
organisierte Operation gegen rechtsextreme Gruppierungen in Deutschland, den
Niederlanden und der Schweiz ermöglichte einen Blick auf diese Szene in der Schweiz,
der rund 1'000 bis 1'300 Personen angehören. Die Gefahr von terroristisch-
gewalttätigen Aktionen sei in der Schweiz im Gegensatz zu Deutschland gering, so eine
Erkenntnis der Operation. Allerdings müsse man sich um die Affinität der Neonazis zu
Schusswaffen Sorgen machen. So soll etwa die Tatwaffe, die im deutschen Fall NSU, bei
dem zehn Personen umgebracht wurden, verwendet wurde, aus der Schweiz stammen.
Nachdenklich stimmen müsse denn auch die enge Verbindung der rechtsextremen
Szene der Schweiz mit Gesinnungsgenossen aus Deutschland. 93

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.07.2013
MARC BÜHLMANN

Der Präsident der DPS, Ignaz Bearth, ergriff den Rücktritt von seinem Rücktritt. Nach
einigen internen Querelen und Gerichtsverfahren wegen des Namens der Partei geriet
die DPS auch wegen Äusserungen der zurückgetretenen Thurgauer Sektionspräsidentin
in die Schlagzeilen. Diese hatte auf ihrem Facebook-Konto unter dem Namen der Partei
für Hitler geschwärmt. Der früher bei der PNOS aktive Bearth behauptete, dass die DPS
rund 100 Mitglieder in neun Sektionen aufweise. Die DPS war im Vorjahr in Brunnen
gegründet worden und positioniert sich als Alternative zur SVP. Die Volksrechte gelte es
auszubauen. 94

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.09.2013
MARC BÜHLMANN

Eine Protestpartei zieht in der Regel auch Personen an, die aus ihrer (rechts-)extremen
Haltung keine Mördergrube machen. So wurde etwa ein Genfer Stadtparlamentarier des
MCG, der sich abschätzig über Homosexuelle und Eingebürgerte geäussert und sich auf
seiner Facebook-Seite negativ über Israel ausgelassen hatte, von der Partei
ausgeschlossen. 95

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.12.2013
MARC BÜHLMANN

Im Frühling 2023 bestätigte das Bundesgericht die Verurteilung des Präsidenten des
Parti nationaliste suisse (PNS) zu einer Geldstrafe wegen Rassendiskriminierung und
Aufrufs zu Hass. Der Mann hatte 2020 in einem Text auf der Facebook-Seite seiner
Partei den Holocaust angezweifelt. 
Der 2011 gegründete PNS besteht nur in der Romandie. Auf der eigenen Website
beschreibt sich der PNS als nationalistische Partei, die die Umwelt in der Schweiz
schützen und unter anderem einen kompletten Zuwanderungsstopp verhängen möchte.
Ideologisch fühle man sich mit dem Italiener Matteo Salvini und dem Ungarn Viktor
Orban, teils auch mit der deutschen AfD (Alternative für Deutschland) verwandt. Die
2022 aufgelöste Pnos, die in der Deutschschweiz verankert war, wurde auf der PNS-
Website als «frère du PNS» bezeichnet, zu dem aber keine formelle Verknüpfung
bestehe. 96

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.05.2023
HANS-PETER SCHAUB

1) BBI, 1998, I, S. 364 ff.; TA, 23.4., 6.9. und 25.11.97; NZZ, 23.4. und 3.9.97; Presse vom 29.11.97.
2) APS-Zeitungsanalyse 2020 – Rechtsordnung 
3) AB SR, 2023, S. 1245 ff.; Bericht RK-SR vom 12.10.23; NZZ, 18.12.23
4) Presse du 30.1.92; Suisse, 31.1.92.
5) AB NR, 2018, S. 788 f.; Bericht Büro NR vom 4.5.18; Pa.Iv. 17.464
6) Bericht GPDel vom 2.11.20; Medienmitteilung GPDel vom 10.11.20; AZ, CdT, Lib, NZZ, TA, 11.11.20
7) Medienmitteilung Büro-NR vom 13.11.20; Pa.Iv. 20.403; Pa.Iv. 20.404
8) AB NR, 2021, S. 477 ff.; Bericht Büro-NR vom 5.2.21
9) Amt. Bull. NR, 1989, S.1404; Amt. Bull. NR, 1989, S.1931; Amt. Bull. NR, 1989, S.2150; Presse vom 22.12.89.
10) NZZ und TA, 12.4. und 22.12.90, Bund, 26.10.90; NZZ, 30.3.90 (FdP). TA, 23.8.90. Vgl. auch NZZ, 27.1.90.
11) NZZ, 13.8.91. Vgl. auch NZZ, 22.3.91.
12) BBl, III, 1992, S.269ff.; NZZ, 9.3.92.; TA, 16.12.92; NZZ, 30.3.92.
13) Amt. Bull. NR, 1992, S.2673; Presse vom 18.12.92.
14) AB NR,1993, S. 1080 f.; AB SR,1993, S. 101; AB SR,1993, S. 452 ff.
15) Amt. Bull. SR, 1993, S.452; Amt. Bull. SR, 1993, S.579; Amt. Bull. SR, 1993, S.90; BBl, 1993, IV, S. 445 f.; BBl. II, 1993, S.895
16) BBl. V, 1994, S.531; SGT, 29.6.94; WoZ, 15.7.94; Ww, 11.8.94; BZ, 16.8.94. Vgl. WoZ, 13.5.94; TA, 27.7.94; LNN, 6.9.94; NZZ,
17.9.94.  SoZ, 31.7.94; LNN, 13.8.94; Blick, 17.9.94.  NZZ, 8.6. und 23.8.94; BaZ, 24.6.94; BZ, 21.8.94. SGT, 29.6.94; JdG, 2.7.94;
TA, 9.7.94.3; Schloeth (1994). VOX Nr. 54.
17) BaZ, 10.11. und 30.12.94; NZZ, 3.12.94.
18) Presse vom 10.7.97.
19) Stutz (1997). Vorfälle in der Schweiz.; Verhandl. B.vers., 1997, IV, S. 111; WoZ, 7.2.97.; TA, 30.9.97.
20) NZZ, 24.2.98; AT, 14.7.98; WoZ und Ww, 23.7.98; LT, 5.9.98; Plädoyer, 1998.
21) AB NR, 1999, S. 109 ff.
22) Presse vom 17.8.04
23) AB NR, 2006, S. 1594. 
24) Türkei: Presse vom 5.10. und 6.10.06.  Arbeitsgruppe: LT, 10.10.06; SoZ, 12.11.06; SGT, 19.10.06; BaZ, 20.10.06; Blick,
23.11.06. SVP: Presse vom 17.11.06.
25) BBl, 2007, S. 5987 ff.; NZZ, 2.7.07. Blocher: TA, 24.5. und 25.5.07; BaZ, 19.7.07; NZZ, 22.12.07. 
26) BBl, 2009, S. 5151.; NZZ, 2.7. und 3.11.09; TA, 2.7.09.

01.01.65 - 01.01.24 33ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



27) AB NR, 2011, S. 832; AB SR, 2011, S. 851 f.; BBl, 2010, S. 4851 ff.
28)  AB NR, 2009, S. 60 ff. ; BaZ, 3.2.09.
29) AB NR, 2012, S. 237 ff.
30) AB NR, 2012, S. 2247
31) Presse im Januar 2014
32) Medientmitteilung EKR vom 20.3.14
33) Presse vom 22.5.14.
34) AB NR, 2017, S. 379 ff.; Kommissionsbericht RK-NR vom 18.08.2016 (15.460)
35) AB SR, 2019, S. 697 f.; Po. 19.3942
36) Bericht BR vom 4.6.21
37) AB NR, 2022, S. 339 f.; Mo. 20.4559
38) BBI, 2022 858 (S. 8)
39) AB NR, 2000, S. 1156 ff.; Bericht: NZZ und TA, 16.5.00; NZZ, 20.9.00. Rütli: Blick, 2.8.00. Allg. zu den Skinheads siehe auch
NZZ, 10.8.00; Baz, 15.8.00; Lit. Schweiz. Bundespolizei.32
40) Bericht BJ vom 15.12.22; Medienmitteilung BJ vom 15.12.22; AZ, Lib, 16.12.22
41) Medienmitteilung RK-NR vom 13.1.23; Pa.Iv. 21.525
42) AB NR, 2023, S. 68
43) AB NR, 2023, S. 906 f.; Mo. 21.4354; AZ, 5.5.23
44) AB SR, 2023, S. 1245 ff.; Medienmitteilung RK-S vom 13.10.23; NZZ, 18.12.23
45) Minelli (1990). Rechtswidrige politische Polizei.; Presse vom 25.10.90; NZZ, 19.12.90; Bund, 20.12.90.
46) BBl, I, 1992, S. 309 ff.; Presse vom 1.10. und 21.11.91; TA, 12.10.91
47) BBl, 1992,VI, S.154 f.; NZZ, 12.9.92. 
48) BBl, 1994, II, S.1127 ff.; Presse vom 15.3.94. 
49) AB SR, 1995, S. 567 ff.; Presse vom 14.6.95.
50) Bund, 14.11. und 16.11.95.
51) AB NR, 1996, S. 1277 f.; AB NR, 1996, S. 686 ff.; AB SR, 1996, S. 588; BBl, 1996, III, S. 36; TA, 3.6.96; Presse vom 5.6. und
6.6.96.
52) BBl, 1998, IV, S. 4363 ff.; Bund, 1.4.98; NZZ, 8.4., 7.5. und 14.6.98; WoZ, 14.5.98; Presse vom 20.5.-6.6.98.; Hardmeier und
Scheiwiller (1998). Vox. Analyse der eidg. Abstimmung vom 7. Juni 1998.
53) NZZ, 4.10.12; Presse vom 28.9, 1., 5. Und 17.10.12.
54) Informatiksicherheit im Nachrichtendienst des Bundes. Bericht der Geschäftsprüfungsdelegation (Zusammenfassung);
NZZ, 2.5. und 2.11.13
55) Lagebericht 2014 des NDB.pdf; Medienmitteilung VBS vom 5.5.14 
56) Presse vom 13.6.14 / NZZ, 14.6., 16.6., 19.6.14 / TA, 17.6., 27.6., 18.9.14.
57) Erläuternder Bericht zum Entwurf eines Bundesgesetzes über die Informationssicherheit; Vernehmlassungsbericht
Informationssicherheitsgesetz
58) AB SR, 2017, S. 842 ff.; BBl, 2017, S. 2359 ff.
59) AB NR, 2018, S. 377 ff.
60) AB SR, 2018, S. 767 f.; BaZ, 27.9.18
61) Medienmitteilung SiK-NR vom 9.10.18; NZZ, 10.10.18
62) Medienmitteilung SiK-NR vom 27.8.19; Medienmitteilung SiK-NR vom 30.10.19
63) AB NR, 2020, S. 679 ff.
64) AB NR, 2020, S. 1789 ff.; AB SR, 2020, S. 822 ff.
65) AB NR, 2020, S. 2441 ff.; AB NR, 2020, S. 2727; AB SR, 2020, S. 1241 f.; AB SR, 2020, S. 1436; BBl, 2020, S. 9975 ff.
66) AB SR, 2021, S. 512 f.
67) Bericht Bundesrat 15.11.23; Medienmitteilung BR vom 15.11.23
68) AB NR, 2023 S. 2353
69) AB NR, 2022, S. 1664 f.
70) Presse vom 15.10.11.
71) China Strategie 2021-2024; Medienmitteilung Bundesrat vom 19.3.21; AZ, LT, Lib, 20.3.21; NZZ, 23.3.21; WOZ, 25.3.21
72) AB NR, 2023, S. 2347 ff.
73) BO CE, 1991, p. 308 ss.; BO CE, 1991, p. 330; BO CN, 1991, p. 1312; Presse du 6.3.91; Suisse, 7.3.91.
74) BBl, 2009, S. 5151; NZZ, 2.7. und 3.11.09; TA, 2.7.09..; NZZ, 3.11.09
75) BO CE, 2018, p. 850 ss.
76) BO CE, 2018, p. 1078; BO CN, 2018, p. 2251
77) LT, 8.4.19; Blick, Lib, 9.4.19
78) Enquête VOTO relative à la votation populaire fédérale du 9 février 2020; Rapport succint sur la première enquête SRG
Trend relative à la votation du 9 février 2020
79) Medienmitteilung RK-NR vom 24.6.22
80) Medienmitteilung RK-SR vom 23.5.23
81) AB SR, 1998, S. 32 f.
82) AB NR, 2018, S. 480; TA, 9.6.17
83) BGE 1B.169/2015; BGE 1B.177/2015; NZZ, TA, 2.12.15
84) BGE 5A.195/2016; BGE 5A.975/2015; NZZ, 22.7.16
85) AB NR, 2009, S. 1005.
86) Parolen 1994
87) NZZ, 19.2.13
88) TA, 29.5.13; Presse vom 14.8.13; NZZ, 12.9.13.
89) Parolen 1994
90) Parolen 1994
91) Bund, 5.11.03.
92) CdT, 2.5.12; NLZ und BaZ, 4.5.12; NZZ, 9.5.12.
93) NZZ, 19.7.13.
94) SGT, 19.2.13; APZ, 26.6.13; SoZ, 8.9.13; TZ, 10.9.13.
95) NZZ, 30.11.13; TG, 29.11., 10.12. und 12.12.13.
96) Website PNS vom 19.10.23; LT, 6.5.23

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 34


